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1 Einleitung 

1.1 Problemstellung 

Das Erscheinungsbild vieler mittelzentrischer Städte gleicht sich - die 
Kerngebiete verlieren an Attraktivität. Gebäudeleerstände und Renovie-
rungsbedarf sind sichtbarer Ausdruck für diesen Zustand.  
 
Die Investitionen des Einzelhandels konzentrierten sich in der Vergangen-
heit auf freie Flächen außerhalb der Städte. Hier bestand die Möglichkeit, 
großflächig zu planen, ohne Rücksicht auf einen vorhandenen Baubestand 
nehmen zu müssen. Kleinteilige Gebäudegrundrisse und Denkmalschutz-
auflagen in den Zentren standen den Ansprüchen des Einzelhandels 
entgegen: Zusammenhängende ebenerdige Verkaufsflächen  lassen sich 
mit weniger Personal betreiben als Verkaufsflächen, die sich über mehrere 
Etagen erstrecken und nicht unbeaufsichtigt bleiben können. Es gibt auch 
nur selten geeignete Baulücken und die Bodenpreise sind um ein vielfa-
ches höher als am Stadtrand. Diese Kostenersparnis stellte einen weiteren 
Anreiz für die Aufgabe des Standorts Innenstadt dar. Auch die großzügi-
gen Parkmöglichkeiten verbunden mit kurzen Wegen kommen den 
Versorgungswünschen der Kundschaft entgegen. 
 
Für den innerstädtischen Einzelhandel bedeutet das einen Umsatzrück-
gang. Langfristig verursacht diese Entwicklung niedrigere Mieteinnahmen 
und Leerstände, was wiederum ein Nachteil für die verbliebenen Geschäf-
te sein kann. Man bezeichnet diese Entwicklung als Trading-down Effekt1, 
was des Weiteren dazu führt, dass notwendige Investitionen aufgescho-
ben werden, weil kein wirtschaftlicher Aufwärtstrend erwartet wird. 
 
Spätestens, wenn ein ganzes Stadtquartier von dieser negativen Entwick-
lung betroffen ist, besteht Handlungsbedarf. Es ist das Anliegen der 
Bürger, in einer für sie angenehmen Umgebung zu leben. Darum sollen 
sie an der Entstehung von Lösungen durch ihre eigenen Ideen, Vorstel-
lungen und Sichtweisen beteiligt werden. In der Funktion eines 
Wissensträgers kann jeder einen Teil dazu beitragen, ein gutes Funda-
ment für die weiteren Planungen zu schaffen. 
 
In einer Vielzahl von Städten wurden und werden innerstädtische Ein-
kaufszentren gebaut. Eine Aufwertung der Verkaufslagen durch den 
Neubau und ein größeres Warenangebot sind die Argumente dafür. Auch 
in der Stadt Minden will man mit dieser Maßnahme dem Bedeutungsrück-
gang entgegenwirken. Solche Sanierungs- und Neubaumaßnahmen 
stellen einen großen Eingriff  in das Erscheinungsbild der Stadt dar. In der 
Vergangenheit kam es durch den Neubau einzelner Gebäude als Folge ei-
nes zunehmenden Flächenbedarfs lokal ansässiger Händler oder 
steigender Bevölkerungszahlen schrittweise zu Veränderungen. Später 
hinzugekommene Filialisten hatten durch den Umsatz größerer Güter-

                                      
1 vgl. Schleucher, „Die Graf-Adolf-Straße wird endlich aufgemöbelt – Gründung einer ISG“, 
Westdeutsche Zeitung, 07.07.2006 
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mengen die Möglichkeit mit niedrigen Preisen Konkurrenzdruck gegenüber 
kleineren Anbietern aufzubauen und diese dadurch zu verdrängen. 
 
Der Wettbewerb mit außerorts gelegenen Einkaufszentren setzt die ge-
samte Einkaufszone der Innenstadt unter Druck. Will man die Kaufkraft 
zurückführen, sind größere Investitionen als früher notwendig, um genü-
gend neue Anreize für Konsumenten zu schaffen. Bei diesem Ansatz wird 
vorausgesetzt, dass nur durch die Stärkung des Handels die Menschen 
zahlreicher in die Innenstadt zurückkehren. Die Weichen hierfür stellen 
die Kommunalpolitiker. 
 
Die Möglichkeit der Menschen, auf politische Entscheidungen der eigenen 
Umgebung Einfluss zu nehmen, wird immer weniger wahrgenommen. Das 
zeigt die Entwicklung der Wahlbeteiligung bei Kommunalwahlen            
(s. Tab. 1). In der Spalte mit der Überschrift ‚Wahlbeteiligung’ sieht man, 
dass bei der ersten Wahl 1946 noch 74,4 % der Wahlberechtigten teilge-
nommen haben, 1975 sogar 86,4 %, aber bei der letzten Wahl 2004 nur 
noch 54,4 %. 
 

Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen 
Wahlen zu den Stadträten der kreisfreien Städte und zu den 

Kreistagen der Kreise 

Wahltermin Wahlberechtigte 
    

Wahlbeteiligung 
in % 

gültige 
Stimmen 

13.10.46 7 158 732 74,4 6 160 425 
17.10.48 8 395 350 69 5 465 506 
09.11.52 9 387 696 76 6 871 381 
28.10.56 10 126 175 76,9 7 589 392 
19.03.61 10 925 648 78,2 8 364 590 
27.09.64 11 240 695 76,2 8 384 711 
09.11.69 11 316 076 68,6 7 655 298 
04.05.75 12 011 318 86,4 10 256 539 
30.09.79 12 241 116 69,9 8 430 633 
30.09.84 12 605 843 65,8 8 168 051 
01.10.89 12 878 480 65,6 8 297 266 
16.10.94 12 993 928 81,7 10 458 622 
12.09.99 13 718 854 55 7 424 065 
26.09.04 13 976 459 54,4 7 437 362 

Tabelle 1: Wahlbeteiligung in NRW2 

 
In diesem Zusammenhang wird häufig von der ‚Politikverdrossenheit’ der 
Wähler und das fehlende Vertrauen darin, mit der Wahl etwas verändern 
zu können, gesprochen. Die direkte Beteiligung an konkreten Vorhaben 
kann diesem Vertrauensverlust entgegenwirken. Deshalb kommt der Be-
teiligung der Bürger eine wichtige Rolle zu.  
 

                                      
2 Quelle: www.wahlen.lds.nrw.de/kommunalwahlen/ab1946.html, Stand: August 2006 
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1.2 Zielsetzung der Arbeit 

Die Durchführung derartiger Projekte mit einer Beteiligung der betroffe-
nen Bewohner und Händler ist Gegenstand der Arbeit. Es soll gezeigt 
werden, welche Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung bestehen, wie sie 
sinnvoll eingesetzt werden und welchen Nutzen sie bringen können. Alle 
am Prozess beteiligten Personen sollen für das Thema sensibilisiert wer-
den und die zur Verfügung stehenden Handlungsmöglichkeiten sollen 
veranschaulicht werden. 
 
Im Projektmanagement Bau steht es im Vordergrund, Bauprojekte effi-
zient zu planen und durchzuführen. Speziell im Facility Management wird 
dabei Wert darauf gelegt, den Bauprozess im Ganzen zu betrachten. Das 
bedeutet, dass schon im Vorfeld die Bedürfnisse der zukünftigen Gebäu-
denutzer herausgefunden werden und als Grundlage der Entwurfsplanung 
dienen. Auch die Betriebsphase, die einen weitaus längeren Zeitraum als 
die Planung und der Bau ausmacht, wird nicht außer Acht gelassen. So 
können auch Optionen für spätere Umnutzungen berücksichtigt werden. 
Letztlich wird für einen problemfreien Rückbau und das Recycling der 
Baustoffe Sorge getragen. Dieser ganzheitliche Ansatz lässt sich auch auf 
die Reaktivierung der o.g. Quartiere übertragen. Dabei geht es allerdings 
nicht darum, ein Bauwerk zu planen, sondern um Nutzungsalternativen 
herauszufinden. Es geht darum, welche Angebote eine Innenstadt bieten 
soll, damit sie zu einem Zentrum gesellschaftlicher Aktivitäten wird und 
wie die Bürger diesen Raum für sich nutzen wollen. 
 
Die Bürgerbeteiligung bietet hierbei viele Chancen und Möglichkeiten, die 
in dieser Arbeit verdeutlicht werden sollen. Dabei muss aber auch allen 
Beteiligten vergegenwärtigt werden, wo die Grenzen der Einflussnahme 
sind und dass die Veranstaltungen der Bürgerbeteiligung nicht die Bühne 
für persönliche Streitigkeiten sind. Eine realistische Einschätzung der 
Funktion und der Abbau von Vorurteilen tragen zur besseren Akzeptanz 
bei. 
 
 
1.3 Aufbau der Arbeit 

In der Einleitung wird die Ausgangssituation beschrieben, die Anlass für 
diese Arbeit ist. Es soll an die Thematik der ‚Bürgerbeteiligung’ herange-
führt werden. 
 
Das zweite Kapitel ‚Rechtliche Grundlagen’ bietet einen Überblick über 
den Aufbau des Baugesetzbuches. Zum besseren Verständnis der kom-
munalpolitischen Abläufe, die zur Durchführung von Bauprojekten 
notwendig werden, wird auf die Aufstellung eines Bebauungsplans, die 
Maßgaben für städtebauliche Sanierungsgebiete und den Städtebaulichen 
Vertrag näher eingegangen. In den ‚Gemeindeordnungen’ der verschiede-
nen Bundesländer und in den ‚Satzungen’ der Städte finden sich weitere 
Regelungen für die Einflussmöglichkeiten der Öffentlichkeit, worauf auch 
eingegangen wird. 
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Die gesetzlichen Vorgaben zur ‚Beteiligung der Öffentlichkeit’ erlauben es 
dem Rat der Stadt die Teilhabe der Einwohner gering zu halten. Für einen 
lebhafteren Austausch zwischen Beteiligten und Betroffenen stehen aber 
auch Methoden und Instrumente zur Verfügung, die darüber hinausgehen. 
Das dritte Kapitel beschreibt die wesentlichen davon und demonstriert an 
Beispielen aus anderen Städten, welche Erfahrungen damit bereits ge-
macht wurden. 
 
Das Praxisbeispiel ‚Einkaufszentrum Minden’ ist Gegenstand des vierten 
Kapitels. Das Konzept und der zeitliche Ablauf des Projektes bis zum 
Stand Anfang August 2006 geben die Ausgangssituation wieder. Außer-
dem werden der aktuelle Stand der Bürgerbeteiligung und die 
Informationspolitik seitens der Stadt Minden aufgeführt. Schließlich wird 
angeführt, welche Methoden und Instrumente der Beteiligung bislang 
wünschenswert gewesen wären und wie man im weiteren Projektablauf 
andere noch berücksichtigen kann. 
 
Das Resümee soll die Kernaussagen der Kapitel aufgreifen, den Stellen-
wert der Bürgerbeteiligung herausheben und die Chancen und Aussichten 
zeigen. 
 
Die zitierten Inhalte stammen aus Gesetzestexten, Fachliteratur, der 
Presse und dem Internet. Die Teilnahme an Informationsveranstaltungen 
und öffentlichen Sitzungen der Stadt Minden zum geplanten Einkaufszent-
rum, sowie Gespräche mit Beteiligten aus der Stadtverwaltung sind 
weitere Methoden der Informationsbeschaffung gewesen. 
 
 
1.4 Begriffe 

Im Baugesetzbuch (s. auch Kapitel 2.1) wird seit der Neufassung im Jahr 
2004 von der ‚Beteiligung der Öffentlichkeit’ gesprochen. Im § 3 wurde 
damit die Bezeichnung ‚Beteiligung der Bürger’ als Folge der Anpassung 
an EU Recht abgelöst. Dennoch wird in der Arbeit der Begriff ‚Bürgerbetei-
ligung’ verwendet. Nach der juristischen Definition sind Bürger diejenigen 
Personen, die über aktives und passives Wahlrecht verfügen und in der 
betreffenden Stadt gemeldet sind3. Es sollen aber auch Kinder und Ju-
gendliche und sonstige Einwohner angesprochen werden. Von dem 
rechtlichen Begriff Öffentlichkeit soll bewusst abgewichen werden, da er 
zu abstrakt klingt und keinen persönlichen Bezug herstellt, der aber wich-
tig ist, um die Menschen zur Teilnahme zu motivieren. 
 
Ein häufig verwendeter Ausdruck in diesem Zusammenhang ist die ‚Parti-
zipation’4 oder ‚partizipatorische Planung’. In der wörtlichen Übersetzung 
heißt das Teilhabe oder teilhabende Planung, was bedeutet, dass die un-
terschiedlichen Betroffenen bzw. Nutzer eines Vorhabens als 
Wissensträger in den Planungsvorgang integriert werden. 

                                      
3 vgl. § 21 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 
4 s. auch: www.wikipedia.org/wiki/Partzipation, Stand: August 2006 
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2 Rechtliche Grundlagen 

Zur Durchführung von Baumaßnahmen ist eine Reihe von gesetzlichen 
Vorgaben zu beachten. In diesem Kapitel werden die wichtigsten von ih-
nen vorgestellt, die in Bezug auf den Bau von Einkaufszentren und der 
Öffentlichkeitsbeteiligung wissenswert sind. Dabei sind die übergeordne-
ten Vorschriften des Baugesetzbuches ebenso berücksichtigt wie die 
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalens und die Satzungen der Städte, 
die zu detaillierteren Regelungen auf der kommunalen Ebene führen. 
 
 
2.1 Das Baugesetzbuch 

Das aktuelle Baugesetzbuch (BauGB) trat am 20. Juli 2004 in Kraft. Es ist 
in die folgenden vier Kapitel unterteilt: 
 

1. Allgemeines Städtebaurecht 

2. Besonderes Städtebaurecht 

3. Sonstige Vorschriften 

4. Überleitungs- und Schlussvorschriften 
 
Das erste Kapitel ‚Allgemeines Städtebaurecht’ regelt die Bauleitplanung 
und die Aufstellung eines Bebauungsplans (B-Plan). Des Weiteren sind 
Maßnahmen und Instrumente zur Sicherung der Bauleitplanung aufge-
führt, um erwünschte und unerwünschte städtebauliche Entwicklungen 
beeinflussbar zu machen. Die Regelung der baulichen und sonstigen Nut-
zung von Grundstücken dient der Feststellung der Zulässigkeit von 
Vorhaben, ferner werden die Bedingungen für den Fall dargelegt, dass 
Grundstückseigentümer durch einen B-Plan benachteiligt werden und da-
mit einen Anspruch auf Entschädigung haben. Dies können beispielsweise 
Grundstücksflächenverluste aufgrund geplanter Erschließungsstraßen 
sein. Eine Neuordnung von Grundstücken wird durch die Erläuterung der 
Bodenordnung möglich und im Gesetz als ‚Umlegung’ bezeichnet. Außer-
dem werden in diesem Kapitel die Zulässigkeit und die Begründung für 
Enteignungen geregelt. Weitere Bestandteile sind die Bedingungen und 
Pflichten, die als Folge der notwendigen Erschließung entstehen. Schließ-
lich finden sich Maßnahmen für den Naturschutz bezüglich der 
Ausgleichsflächen für Bauvorhaben und der entstehenden Kosten. 
 
Inhalt des zweiten Kapitels ist das ‚Besondere Städtebaurecht’. Auf den 
Teil ‚Städtebauliche Maßnahmen’ wird im Kapitel 2.1.2 näher eingegan-
gen, da hier die maßgeblichen Bestimmungen für die Veränderungen der 
Innenstadt, wie sie in dieser Arbeit untersucht werden, vorhanden sind. 
Weitere Themen des zweiten Kapitels sind städtebauliche Entwicklungs-
maßnahmen, Stadtumbau und die soziale Stadt, womit die Voraussetzung 
geschaffen wird, sozialen Missständen entgegenzuwirken und Stadtteile 
durch bauliche infrastrukturelle Maßnahmen aufzuwerten. In dem nächs-
ten Teil des Kapitels sind die Rechtsgrundlagen für den Erhalt des 
Erscheinungsbildes der Stadt in Form der Erhaltungssatzung und städte-
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baulicher Gebote festgeschrieben. In den abschließenden Teilen wird der 
Umgang mit den durch Sanierungsmaßnahmen Betroffenen behandelt. 
Die Stichworte dazu sind ‚Sozialplan und Härteausgleich’, ‚Miet- und 
Pachtverhältnisse’ sowie ‚Städtebauliche Maßnahmen  im Zusammenhang 
mit Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur’. 
 
Die ‚sonstigen Vorschriften’ im dritten Kapitel beziehen sich auf die Wert-
ermittlung, allgemeine Vorschriften, Zuständigkeiten,  Verwaltungsver-
fahren und die Planerhaltung. Hieraus wird deutlich, wer die 
Entscheidungsträger sind und auf welcher Rechtsgrundlage sie handeln. 
Der Teil ‚Verfahren vor den Kammern (Senaten) für Baulandsachen’ zeigt 
die Gerichtsbarkeit auf. 
 
Im vierten Kapitel sind die Überleitungs- und Schlussvorschriften festge-
legt. Sie regeln die Fristen, in denen Vorhaben, die nach  der alten 
Fassung begonnen wurden, beendet sein müssen.  
 
 
2.1.1 Der Bebauungsplan 

Bebauungspläne (s. Abb. 1) legen Art und Maß der Nutzung von 
Grundstücken innerhalb einer Gemeinde fest. Sie sind ein Angebot für die 
Durchführung von Baumaßnahmen, aber keine Verpflichtung dazu.  Präzi- 
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Abbildung 1: Aufstellung eines Bebauungsplans 
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siert werden diese Festlegungen in der Baunutzungsverordnung (BauN-
VO). Die Gestaltung eines Einkaufszentrums kann dadurch beeinflusst 
werden. Das Stadtzentrum wird als Kerngebiet (§ 7 BauNVO) eingestuft, 
sie „dienen vorwiegend der Unterbringung von Handelsbetrieben sowie 
der zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kul-
tur“. Unter dem Maß der Nutzung ist zu verstehen, wie viel der 
Grundstücksfläche bebaubar ist und wie viele Stockwerke zulässig sind. 
 
Im BauGB wird zunächst der Begriff der ‚Bauleitplanung’  im § 1 ‚Aufgabe, 
Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung’ eingeführt. Zu den Bauleitplä-
nen zählen der Flächennutzugsplan (F-Plan) und der Bebauungsplan      
(B-Plan). Der F-Plan ist vorbereitend und beinhaltet Darstellungen, aber 
keine Festsetzungen und gilt für das gesamte Gemeindegebiet. Darge-
stellt wird die beabsichtigte Nutzungsart der Flächen, wobei die 
übergeordneten Ziele der Raumordnung und Landesplanung zu beachten 
sind. Er ist nur behördenintern wirksam und gegen ihn kann keine An-
fechtungsklage oder Normenkontrolle durchgeführt werden. Daher muss 
der F-Plan im Folgenden nicht weiter berücksichtigt werden. Es besteht 
kein Anspruch auf die Aufstellung von Bauleitplänen (§1 Abs. 3 BauGB), 
theoretisch können Baugenehmigungen ohne einen vorhandenen B-Plan 
erteilt werden, wenn sich das Bauwerk in das bestehende Siedlungsgebiet 
einfügt. Die Bauleitpläne sollen eine menschenwürdige Umwelt sichern, 
die natürlichen Lebensgrundlagen schützen und das Orts- und Land-
schaftsbild baukulturell erhalten (§ 1 Abs. 5 BauGB). Ein wichtiger 
Bestandteil des ersten Paragraphen ist die Auflistung der besonderen Be-
lange und das Gebot, öffentliche und private Belange gegeneinander 
abzuwägen. Verstößt ein Bauleitplan gegen einen der Belange, kann eine 
Stellungnahme im Rahmen der ‚Beteiligung der Öffentlichkeit’ (§ 3 
BauGB) oder der ‚Beteiligung der Behörden’ (§ 4 BauGB), worauf im Wei-
teren noch ausführlicher eingegangen wird, zu einer Änderung der 
Bauleitplanung führen. 
 
Der § 1a BauGB enthält ‚Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz’. Mit 
Grund und Boden soll sparsam umgegangen werden, die Wiedernutzbar-
machung von Flächen und die Nachverdichtung bestehender Siedlungen 
soll realisiert werden (§ 1a Satz 2 BauGB). Treten durch die Planung vor-
aussichtlich erhebliche Beeinträchtigungen auf, muss für entsprechende 
Ausgleichsflächen gesorgt werden, den Vorgaben des Bundesnaturschutz-
gesetzes ist zusätzlich zu folgen (§ 1a Abs. 3 BauGB)5. 
 
Die ‚Aufstellung der Bauleitpläne’ ist Gegenstand des § 2 BauGB. Sie wer-
den von der Gemeinde eigenverantwortlich aufgestellt und sind dabei auf 
die Bauleitpläne benachbarter Gemeinden abzustimmen. Auf diesen Ab-
schnitt können sich Gemeinden berufen, wenn es darum geht, den Neu- 
oder Ausbau von Einkaufszentren auf der ‚grünen Wiese’ zu verhindern, 
wenn dadurch  „die ihnen durch Ziele der Raumordnung zugewiesenen 
Funktionen sowie Auswirkungen auf ihre zentralen Versorgungsbereiche“ 

                                      
5 vgl. Schayck, van, 1996 
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(§ 2 Abs. 2 BauGB) beeinträchtigt werden. Außerdem sind die für die Ab-
wägung notwendigen Belange zu ermitteln. Für die Belange des 
Umweltschutzes ist eine gesonderte Umweltprüfung durchzuführen, die im 
Anhang des BauGB beschrieben wird.  
 
Die Bekanntmachung der Planungen und die Reaktionsmöglichkeit der 
Einwohner werden im § 3 BauGB der ‚Beteiligung der Öffentlichkeit’ gere-
gelt. Die Gemeinde muss die Öffentlichkeit zu folgenden Punkten 
‚frühzeitig’ und ‚öffentlich’ unterrichten: 
  

• die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung 

• sich wesentlich unterscheidende Lösungen, 
die für die Neugestaltung oder Entwicklung 
eines Gebietes in Betracht kommen 

• die voraussichtlichen Auswirkungen 
 
Der Öffentlichkeit muss die Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung ge-
geben werden. Von der Unterrichtung und Erörterung kann abgesehen 
werden, wenn 
 

1. ein Bebauungsplan aufgestellt oder aufgehoben wird 
und sich dies auf das Plangebiet und die Nachbargebiete 
nicht oder nur unwesentlich auswirkt oder 

2. die Unterrichtung und Erörterung bereits zuvor 
auf anderer Grundlage erfolgt sind. 

 

 
Abbildung 2: Frühzeitige Bürgerbeteiligung6 

                                      
6 Mindener Tageblatt (MT), 4.3.2006 
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Die Gemeinde muss die Pläne für die Dauer eines Monats auslegen. Dazu 
gehören auch die Begründung und bereits vorliegende umweltbezogene 
Stellungnahmen. Der Ort und die Dauer müssen mindesten eine Woche 
vorher ortsüblich bekannt gegeben werden. Dies geschieht häufig in der 
lokalen   Tageszeitung  (s. Abb. 2)  oder  im  Amtsblatt.  Über  die   Arten 
umweltbezogener Informationen müssen Angaben gemacht werden und 
es muss auf die Frist verwiesen werden, während der Stellungnahmen be-
rücksichtigt werden. 
 
Die eingereichten Stellungnahmen sollen bei der Beschlussfassung des 
Bauleitplans in die Abwägung der Belange einfließen. Der Begriff ‚Stel-
lungnahme’ wurde mit der Novelle des BauGB eingeführt und löst damit 
den vormaligen Begriff ‚Anregungen’ ab. Einerseits wird damit der gleiche 
Begriff wie im § 4 BauGB im Zusammenhang mit der ‚Beteiligung der Be-
hörden’ benutzt, womit eine Gleichwertigkeit der Beteiligung 
hervorgehoben wird, er wirkt andererseits aber auch anspruchsvoller be-
zogen auf die zu wählenden Formulierungen und könnte ein Hemmnis für 
eine mögliche Beteiligung darstellen. Nach Ablauf der Frist werden die 
Stellungnahmen geprüft und das Ergebnis wird den Teilnehmern mitge-
teilt. Haben mehr als fünfzig Personen Stellungnahmen mit gleichen oder 
ähnlichen Inhalt abgegeben, kann das Ergebnis der Prüfung zur Einsicht 
bereitgestellt werden. Den beteiligten Behörden muss das Ergebnis eben-
falls zur Verfügung gestellt werden. 
 
Die ‚Beteiligung der Behörden’ (§ 4 BauGB) ist vergleichbar mit der ‚Betei-
ligung der Öffentlichkeit’. Wird der Aufgabenbereich der Behörden oder 
Träger öffentlicher Belange (TöB) durch die Planung berührt, sind diese 
davon zu unterrichten. TöB  sind Stromversorger, Telekommunikationsun-
ternehmen, Abfallentsorger u.ä. Unternehmen. Mit der BauGB-Novelle 
von 2006 werden im § 4 BauGB die Behörden genannt und nicht mehr die 
TöB, die durch die Privatisierung der Unternehmen öffentlicher Hand ent-
standen sind. Aus Wettbewerbsgründen werden sie nicht mehr direkt 
genannt. Auch für die Behörden und TöB gilt die Frist für Stellungnahmen 
von einem Monat; es wird aber darauf verwiesen, dass sie verlängert 
werden kann, wenn wichtige Gründe dafür vorliegen. Es sollen nur Stel-
lungnahmen abgegeben werden, die den jeweiligen Aufgabenbereich 
betreffen. Auf vorhersehbare nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt 
muss die Gemeinde nach Aufstellung des Bauleitplans durch die Behörden 
hingewiesen werden. 
 
Für beide Beteiligungsverfahren (§§ 3 u. 4 BauGB) gelten gemeinsame 
Vorschriften (§ 4a BauGB). Es ist das Ziel, alle Belange zu ermitteln, die 
von der Planung berührt werden. Die Verfahren können auch zeitgleich 
durchgeführt werden. Führt eine oder mehrere Stellungnahmen zu einer 
Änderung des Entwurfs des Bauleitplans, sind die Beteiligungsverfahren 
erneut durchzuführen. Werden die Grundzüge der Planung allerdings nicht 
berührt kann sich die Einholung der Stellungnahmen auch an die direkt 
Betroffenen richten. Es besteht zudem die Möglichkeit, das Internet zur 
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Erfassung der Stellungnahmen zu nutzen, wenn in der Bekanntmachung 
auch die entsprechende Internetadresse angegeben ist.  
 
Die Durchführung der Verfahrensschritte  der §§ 1a – 4a kann durch die 
‚Einschaltung eines Dritten’ (§ 4b BauGB) abgegeben werden, z.B. an ex-
terne Planer. Das soll zu einer Beschleunigung führen. Ob dieses Ziel 
durch die Beauftragung von Planungsbüros wirklich erreicht wird, ist in 
der Praxis umstritten7. Das Hauptargument ist dabei, dass die Behörden 
einen besseren Zugriff auf die notwendigen Informationen haben. 
 
Zum Schutz der Umwelt werden die erheblichen Umweltauswirkungen 
während der Aufstellung der Bauleitpläne von der Gemeinde überwacht  
(§ 4c BauGB). Damit sollen jederzeit geeignete Maßnahmen zur Abhilfe 
ergriffen werden können. 
 
Auf dieser Grundlage kann dann der F-Plan als vorbereitender Bauleitplan 
erstellt werden (§§ 5 - 7 BauGB). Der Bebauungsplan als verbindlicher 
Bauleitplan kann aber auch ohne das Vorhandensein des F-Plans aufge-
stellt werden (§ 8 Abs. 2 BauGB), er soll aber i.d.R. daraus entwickelt 
werden. Der ‚Zweck des Bebauungsplans’ (§ 8 BauGB) ist es, rechtsver-
bindliche Festsetzungen für die städtebauliche Ordnung zu schaffen.  
 
Der ‚Inhalt des B-Plans’ wird im § 9 BauGB ausführlich beschrieben. Die 
möglichen Nutzungen der Flächen werden festgelegt, es gibt Bestimmun-
gen über die Art und das Maß der baulichen Nutzung, die Bauweise und 
die Zulässigkeit baulicher Anlagen. Der Inhalt ist gemäß der Planzeichen-
verordnung (PlanzV) darzustellen. Vervollständigt wird der B-Plan durch 
die schriftliche Begründung und den Umweltbericht. Die Vorschriften über 
den Inhalt des B-Plans können vom Bundesministerium für Verkehr, Bau-
en und Wohnungswesen mit Zustimmung des Bundesrates erlassen 
werden (§ 9a BauGB). 
 
Der abschließende Weg zur Gültigkeit des B-Plans wird im § 10 BauGB 
‚Beschluss, Genehmigung und Inkrafttreten des Bebauungsplans’ vorge-
schrieben. Dafür wird er zunächst von der Gemeinde als Satzung 
erlassen. Damit können Verstöße gegen ihn gerichtlich verfolgt werden, 
der juristische Status entspricht dem eines Bundesgesetzes. Wird der     
B-Plan vor der Erstellung eines gültigen F-Plans erlassen, ist eine Geneh-
migung der höheren Verwaltungsbehörde erforderlich. Der B-Plan tritt 
erst nach ortsüblicher Bekanntmachung in Kraft und muss öffentlich aus-
gelegt werden. Bei Fragen zum Inhalt muss Auskunft darüber gegeben 
werden. Zusätzlich muss eine zusammenfassende Erklärung abgegeben 
werden, in welcher Art und Weise die Belange der Umweltprüfung und die 
Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung  berücksichtigt 
wurden und wie die Entscheidung für die gewählte Planungsmöglichkeit 
nach Abwägung aller Belange zustande kam.  
 

                                      
7 Klatt, 2002, S. 97 
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Gegen die Aufstellung eines B-Plans kann geklagt werden, wenn er feh-
lerhaft ist. Im § 214 BauGB ‚Beachtlichkeit der Verletzung von 
Vorschriften über die Aufstellung des Flächennutzungsplans und der Sat-
zungen; ergänzendes Verfahren’ sind diese Fehler definiert und liegen 
vor, wenn 
 

• Belange nicht zutreffend ermittelt oder in der  
 Abwägung nicht berücksichtigt wurden und da- 
 bei offensichtlich und erheblich für das Ergebnis  
 waren, 

• die Vorschriften der Öffentlichkeits- oder Be- 
 hördenbeteiligung missachtet wurden, außer 
 ein nicht ermittelter  Belang einzelner war un- 
 erheblich oder wurde dennoch berücksichtigt,  
 einzelne Angaben umweltbezogener Informa- 
 tionen fehlten oder der Verzicht einer  
 Umweltprüfung wurde nicht angegeben, 

• die Vorschriften über die Begründung eines 
F-Plans, einer Satzung sowie ihrer Entwürfe 
verletzt wurden, außer wenn sie nur unvoll- 
ständig waren, 

• ein Beschluss der Gemeinde über einen 
F-Plan oder eine Satzung nicht gefasst, 
eine Genehmigung nicht erteilt oder der 
Hinweiszweck mit der Bekanntmachung 
nicht erreicht wurde. 

 
Wurden bei der Aufstellung eines B-Plans die Anforderungen an dessen 
Aufstellung nicht richtig beurteilt, liegt kein Klagepunkt vor. Gleiches gilt, 
wenn der B-Plan ohne vorhandenen F-Plan entwickelt wurde, die städte-
baulichen Entwicklungsziele aber nicht missachtet wurden. Auch eine 
festgestellte Unwirksamkeit des F-Plans hat keinen Einfluss auf beschlos-
sene B-Pläne, was auch bei Anwendung eines Parallelverfahrens Gültigkeit 
hat. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass für die Abwägung die Sach- 
und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Satzung maßge-
bend ist. Der F-Plan oder die Satzung können nachträglich in Kraft treten, 
wenn ein ergänzendes Verfahren zur Behebung der Fehler durchgeführt 
wird (§ 214 Abs. 4 BauGB). Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, 
dass an der Aufstellung der Satzungen verschiedene Behörden und Perso-
nen beteiligt sind, was leicht zu Verfahrensfehlern führen kann. Eine 
vollständige Wiederholung des Vorgangs wäre zeit- und kostenaufwendig. 
 
Im Fall der Klage ist die Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) zu beach-
ten. Im § 47 wird der ‚direkte Normenkontrollgang’ beschrieben. Das 
zuständige Oberverwaltungsgericht kontrolliert dann das gesamte Verfah-
ren im Interesse der Allgemeinheit mit Allgemeinverbindlichkeit. Die für 
die ‚Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften’ (§ 215 BauGB) be-
stehende Frist beträgt zwei Jahre ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung 
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der Satzung bzw. des F-Plans. Darauf muss bei dem Inkrafttreten hinge-
wiesen werden. 
 
 
2.1.2 Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 

Wird für ein Stadtquartier Handlungsbedarf für Veränderungen erkannt, 
sind meist Sanierungsarbeiten damit verbunden. Darunter fällt auch eine 
Neuordnung, wie sie die Errichtung eines Einkaufszentrums darstellt. Um 
die Grundstückseigentümer zur Mitwirkung veranlassen zu können, müs-
sen zunächst spezielle rechtliche Voraussetzungen geschaffen werden. 
 
Mit dem zweiten Kapitel des BauGB ‚Besonderes Städtebaurecht’ sollen 
Maßnahmen ermöglicht werden, die dem Erhalt einer funktionierenden 
Stadt dienen. Der § 136 ‚Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen’ be-
schreibt die Voraussetzungen dafür und legt eine einheitliche 
Vorbereitung und zügige Durchführung fest. Mit den Sanierungsmaßnah-
men sollen städtebauliche Missstände behoben werden (§ 136 Abs. 2 
BauGB). Sie stellen ein Sonderrecht dar und müssen sachlich, zeitlich und 
räumlich begrenzt sein. Sie liegen vor, wenn 
 

1. das Gebiet nach seiner vorhandenen Bebauung oder 
 nach seiner sonstigen Beschaffenheit den all- 
 gemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
 Arbeitsverhältnisse oder an die Sicherheit der in ihm 
 wohnenden oder arbeitenden Menschen nicht entspricht 

oder 

2. das Gebiet in der Erfüllung der Aufgaben erheblich 
 beeinträchtigt ist, die ihm nach seiner Lage und Funktion 
 obliegen. 
 

Die Sanierungsmaßnahmen sollen dem Wohl der Allgemeinheit dienen. 
Dazu gehört es, die bauliche Struktur bundesweit einem einheitlichen 
Standard anzupassen, die Wirtschafts- und Agrarstruktur zu verbessern 
und die Siedlungsstruktur den Erfordernissen des Umweltschutzes, ge-
sunder Lebens- und Arbeitsbedingungen und der Bevölkerungsentwick-
lung zu entsprechen. Unter Berücksichtigung des Denkmalschutzes sollen 
vorhandene Ortsteile erhalten, erneuert und fortentwickelt werden. Es gilt 
öffentliche und private Belange gerecht abzuwägen. 
 
Der § 137 BauGB ‚Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen’ regelt 
deutlich: „Die Sanierung soll mit den Eigentümern, Mietern, Pächtern und 
sonstigen Betroffenen möglichst frühzeitig erörtert werden. Die Betroffe-
nen sollen zur Mitwirkung bei der Sanierung und zur Durchführung der 
erforderlichen baulichen Maßnahmen angeregt und hierbei im Rahmen 
des Möglichen beraten werden.“ 
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Zur Beurteilung des Sanierungsgebietes und der Einstufung der Sanie-
rungsbedürftigkeit werden Informationen über die persönlichen 
Lebensumstände im wirtschaftlichen und sozialen Bereich der Eigentümer, 
Mieter und Pächter, sowie über die Grundstücke, Gebäude oder Gebäude-
teile benötigt. Nach § 138 BauGB besteht hierzu eine ‚Auskunftspflicht’. 
Die ermittelten Daten unterstehen dem Datenschutz und müssen nach 
Beendigung der Sanierungsmaßnahmen gelöscht werden. Werden Aus-
künfte verweigert, drohen nach § 208 Satz 2 bis 4 BauGB Zwangsgelder 
bis hin zu einer strafrechtlichen Verfolgung nach § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
der Zivilprozessordnung. 
 
Im § 139 BauGB ‚Beteiligung und Mitwirkung öffentlicher Aufgabenträger’ 
heißt es, dass der Bund, einschließlich seiner Sondervermögen, die Län-
der, die Gemeindeverbände und die sonstigen Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts im Rahmen der ihnen obliegenden 
Aufgaben die Vorbereitung und die Durchführung der Sanierungsmaß-
nahmen unterstützen sollen. Die ‚Beteiligung der Behörden’ und der TöF 
erfolgt wie es im § 4 BauGB beschrieben ist. Die zur ‚Vorbereitung’ der 
Sanierung erforderlichen Aufgaben der Gemeinde listet der § 140 BauGB 
auf: 
 

1. vorbereitende Untersuchungen, 

2. die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes, 

3. Bestimmung, Ziel und Zweck der Sanierung, 

4. die städtebauliche Planung, falls erforderlich: 
Rahmenplanung oder Bauleitplanung, 

5. die Erörterung der beabsichtigten Sanierung, 

6. die Erarbeitung und Fortschreibung des Sozialplans, 

7. einzelne Ordnungs- und Baumaßnahmen, die 
vor einer förmlichen Festlegung des Sanierungs- 
gebietes durchgeführt werden. 

 
Um einen rechtlichen Rahmen zu schaffen, kann die Gemeinde eine ‚Sa-
nierungssatzung’ (§ 142 BauGB) erlassen. Darin wird das 
Sanierungsgebiet förmlich festgelegt, wobei die Grenzen zweckmäßig ver-
laufen sollen, damit von der Sanierung nicht betroffene Grundstücke nicht 
beeinträchtigt werden, denn mit der Satzung entstehen bestimmte Son-
derrechte, die genehmigungspflichtigen Vorhaben und Rechtsvorgänge   
(§ 144 BauGB) in Verbindung mit dem dritten Abschnitt des BauGB ‚Be-
sondere Sanierungsrechtliche Vorschriften’, auf die noch näher 
eingegangen wird. Diese Vorschriften können entfallen, wenn sie für die 
Durchführung der Sanierung nicht erforderlich sind und diese nicht er-
schweren. In diesem Fall spricht man vom vereinfachten 
Sanierungsverfahren. Werden Ausgleichsflächen, beispielsweise für die 
Unterbringung der Anwohner oder die Verlagerung von Geschäften benö-
tigt, können auch diese förmlich festgelegt werden. Die Schritte zur 
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Herstellung der Rechtsverbindlichkeit erfolgen wie bei der Aufstellung des 
Bebauungsplans. 
 
Die Genehmigungspflicht von Vorhaben und Rechtsvorgängen soll eine 
Preisspekulation verhindern. Eine verhängte Veränderungssperre gemäß  
§ 14 Abs. 1 BauGB untersagt auch bis dahin genehmigungsfreie Vorha-
ben. Damit ist gemeint, dass Grundstücke nicht bebaut bzw. bauliche 
Anlagen, also auch Gebäude, nicht beseitigt werden dürfen. Außerdem 
dürfen keine wertsteigernden Baumaßnahmen durchgeführt werden. Für 
diese Vorhaben benötigt man eine schriftliche Genehmigung der Gemein-
de, ebenso für Vermietungen und Verpachtungen von Grundstücken, 
Gebäuden oder Gebäudeteilen, wenn sie über einen längeren Zeitraum als 
ein Jahr laufen sollen. Die Genehmigungspflicht gilt außerdem für Grund-
stücksveräußerungen, worunter auch das Erbbaurecht fällt. Ferner die 
Bestellung eines Rechts, mit dem das Grundstück belastet wird, außer es 
werden dadurch Baumaßnahmen (§ 148 Abs. 2 BauGB) ermöglicht, die 
zügig und zweckmäßig im Sinne des Sanierungsgebietes durchgeführt 
werden. Schuldrechtliche Verträge, die Baumaßnahmen, Vermietungen 
und Verpachtungen als Verpflichtung bewirken, sind auch genehmigungs-
pflichtig. Bei einer Zustimmung ist auch die sich daraus ergebende 
Verpflichtung gültig. Die Begründung, Änderung oder Aufhebung einer 
Baulast, sowie die Teilung eines Grundstückes unterliegen ebenfalls der 
Genehmigungspflicht. Die Gemeinde kann für bestimmte Fälle eine Ge-
nehmigung allgemein erteilen, sie muss das ortsüblich bekannt machen. 
Vorhaben und Rechtsvorgänge, an denen die Gemeinde oder der Sanie-
rungsträger beteiligt ist, bedürfen keiner Genehmigung. Weitere 
genehmigungsfreie Fälle sind im § 144 Abs. 4 geregelt. 
 
Die ‚Genehmigung’ (§ 145 BauGB) wird von der Gemeinde erteilt. Ist au-
ßerdem die Baugenehmigungsbehörde zuständig, muss sie sich mit der 
Gemeinde absprechen. Eine Ablehnung ist nur dann möglich, wenn der 
Verdacht besteht, dass ein Vorhaben, ein Rechtsvorgang oder die Teilung 
eines Grundstücks nur dem Zweck dient, die Sanierung zu verhindern    
oder zu erschweren. Wird auf eine Entschädigung für die erzielte Wert-
steigerung verzichtet, muss von der Ablehnung abgesehen werden. Es 
kann auch unter Auflagen eine befristete Genehmigung für Vorhaben er-
teilt werden. In diesem Fall hat der § 51 Abs. 4 Satz 2 und 3 Gültigkeit, 
der ein Rücktrittsrecht einräumt. Eine Genehmigung kann auch vom Ab-
schluss eines städtebaulichen Vertrages (vgl. Kap. 2.1.3) abhängig ge-
macht werden, wenn dadurch nicht der oben beschriebene 
Ablehnungsgrund auftritt. Wird eine Genehmigung nicht erteilt, kann der 
Betroffene von der Gemeinde die Übernahme des Grundstücks verlangen 
(§ 145 Abs. 5 BauGB), sofern die entstehenden Kosten für die Durchfüh-
rung der Sanierung für ihn wirtschaftlich nicht zumutbar sind oder er es in 
der bisherigen oder anders zulässigen Form nicht weiter nutzen kann. Be-
findet sich eine land- oder forstwirtschaftliche Fläche innerhalb und 
außerhalb des Sanierungsgebietes, kann der Eigentümer die Übernahme 
der gesamten Fläche verlangen, außer es stellt für die Gemeinde eine 
nicht zumutbare Belastung dar. Dies gilt nicht, wenn die außerhalb gele-
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genen Flächen nicht mehr im angemessenen Umfang baulich und wirt-
schaftlich genutzt werden können. Kommt es zu keiner Einigung, kann 
der Eigentümer die Entziehung nach dem Fünften Teil des Ersten Kapitels 
des BauGB anwenden, in dem die Enteignung geregelt ist. Ist eine Ge-
nehmigung allgemein erteilt oder nicht erforderlich, hat die Gemeinde 
darüber auf Antrag ein Zeugnis auszustellen (§ 145 Abs. 6 BauGB). 
 
Zur ‚Durchführung’ (§ 146 BauGB) gehören ‚Ordnungsmaßnahmen’        
(§ 147 BauGB) und ‚Baumaßnahmen’ (§ 148 BauGB) innerhalb des förm-
lich festgelegten Sanierungsgebietes. Befinden sich in dem Gebiet 
Grundstücke öffentlicher Bedarfsträger, die für Zwecke der Landesvertei-
digung, des Bundesgrenzschutzes, der Zollverwaltung, der Polizei oder 
des Zivilschutzes oder von Kirchen und Religionsgesellschaften des öffent-
lichen Rechts für Zwecke des Gottesdienstes oder der Seelsorge oder 
durch Bauwerke überörtlicher Bedeutung genutzt werden, dürfen die Ord-
nungs- und Baumaßnahmen nur mit der Zustimmung der Bedarfsträger 
durchgeführt werden. 
Die Durchführung der Ordnungsmaßnahmen ist Aufgabe der Gemeinde 
und umfasst folgende Punkte: 
 

1. die Bodenordnung einschließlich des Erwerbs 
von Grundstücken, 

2. der Umzug von Bewohnern und Betrieben, 

3. die Freilegung von Grundstücken, 

4. die Herstellung und die Änderung von 
Erschließungsanlagen, 

5. sonstige Maßnahmen, die notwendig sind, 
damit die Baumaßnahmen durchgeführt 
werden können. 

 
Die Bereitstellung von Ausgleichsflächen kann auch zu den Ordnungs-
maßnahmen gehören, sofern ein Eingriff in Natur und Landschaft zu 
erwarten ist. 
 
Die Baumaßnahmen bleiben den Eigentümern überlassen. Sie können von 
der Gemeinde übernommen werden, wenn sie nicht zügig oder zweckmä-
ßig durchgeführt werden oder die Gemeinde selbst die Eigentümerin ist. 
Sie muss auch für die Errichtung und Änderung von Gemeinbedarfs- und 
Folgeeinrichtungen sorgen, die dann nicht innerhalb des Sanierungsgebie-
tes liegen müssen. Auch die Baumaßnahmen werden im Einzelnen 
beschrieben, dazu gehören: 
 

1. die Modernisierung und Instandsetzung, 

2. die Neubebauung und die Ersatzbauten, 
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3. die Errichtung und Änderung von Gemein- 
bedarfs- und Folgeeinrichtungen sowie 

4. die Verlagerung oder Änderung von Betrieben. 
 
Befinden sich im Sanierungsgebiet Einrichtungen, die der öffentlichen 
Versorgung dienen und infolge der Sanierungsmaßnahmen nicht mehr zur 
Verfügung stehen, muss die Gemeinde die Kosten für den Ersatz oder die 
Verlegung der Anlagen tragen (§ 150 BauGB). Dabei sollen die damit ver-
bundenen Vor- und Nachteile finanziell ausgeglichen werden. 
 
Nach § 149 BauGB muss die Gemeinde eine ‚Kosten- und Finanzierungs-
übersicht’ aufstellen, die mit den TöB, deren Aufgabenbereich durch die 
Sanierungsmaßnahmen berührt wird, abzustimmen sind. In der Kosten-
übersicht sind die der Gemeinde voraussichtlich entstehenden Kosten der 
Gesamtmaßnahme anzugeben. Die entstehenden Kosten für die TöB sind 
nachrichtlich anzugeben. In der Finanzierungsübersicht soll die Deckung 
der Kosten dargelegt werden. Sie kann auf den Zeitraum der in der Ge-
meinde üblichen mehrjährigen Finanzplanung  mit Zustimmung der nach 
landesrecht zuständigen Behörde beschränkt werden. Der Finanzierungs-
plan der TöB ist nachrichtlich anzugeben. Die Kosten- und 
Finanzierungsübersicht muss der höheren Verwaltungsbehörde vorgelegt 
werden. Sie kann Ergänzungen oder Änderungen verlangen und soll bei 
der Beschaffung von Förderungsmitteln aus öffentlichen Haushalten un-
terstützend mitwirken. 
 
Geschäfte und Verhandlungen zur Vorbereitung und Durchführung der 
Sanierungsmaßnahmen, der dadurch notwendige Erwerb von Grundstü-
cken und die Gründung und Auflösung eines Unternehmens, das nur als 
Sanierungsträger tätig ist, sind von Abgaben und Auslagen befreit (§ 151 
BauGB), es dürfen also keine Gebühren erhoben werden. 
 
Eine Sperrfunktion gegen Bodenspekulation bieten die ‚Besonderen sanie-
rungsrechtlichen Vorschriften’. Für die Kaufpreise der Grundstücke, die als 
Ausgleichs- oder Entschädigungszahlungen anfallen, werden Wertsteige-
rungen nur dann berücksichtigt, wenn sie durch eigene Aufwendungen 
des Eigentümers rechtmäßig erzielt wurden (§153 Abs. 1 BauGB). Liegt 
der Preis bei der rechtsgeschäftlichen Veräußerung des Grundstücks über 
dem, der unter normalen Umständen zu erzielen wäre, liegt hierin eine 
wesentliche Erschwerung der Sanierungsmaßnahmen. Eine Ausnahme be-
steht dann, wenn die Gemeinde einen höheren Ausgleichsbetrag 
vereinbart hat und die Verpflichtung zur Entrichtung erloschen ist. 
 
Die Grundstückseigentümer müssen sich an den Kosten für die Sanierung 
beteiligen. Der zu entrichtenden ‚Ausgleichsbetrag’ (§ 154 BauGB) ent-
spricht der zu erwartenden Wertsteigerung des Bodenwerts des 
Grundstücks. Dafür wird vom voraussichtlichen Endwert nach Abschluss 
der Maßnahmen der vor der Festlegung des Sanierungsgebietes erzielbare 
sogenannte Anfangswert abgezogen. Nicht fällig wird dagegen eine finan-
zielle Beteiligung für eventuell neu zu erstellende Erschließungsanlagen 
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nach § 127 Abs. 2 BauGB. Der Ausgleichsbetrag kann über den Betrag 
der Wertsteigerung hinaus erhöht werden, wenn die Kosten für die Maß-
nahmen es rechtfertigen. Kann der Ausgleichsbetrag mit hinreichender 
Sicherheit berechnet werden und liegt ein berechtigtes Interesse des Ei-
gentümers vor, kann der Gesamtbetrag vor der Beendigung der 
Sanierungsmaßnahmen gezahlt werden. Die Forderung der Gemeinde 
wird per Bescheid zugestellt und ist innerhalb eines Monats zahlbar. Für 
die Wertermittlung besteht ein Recht auf Stellungnahme und Erörterung 
über das Zustandekommen. Wenn die Einmalzahlung wirtschaftlich nicht 
zumutbar ist, kann sie in ein Darlehn mit maximal 6% Zinsen pro Jahr 
umgewandelt werden. Die Tilgung beträgt 5 % pro Jahr. Sobald auf dem 
Grundstück eine Bebauung oder sonstige Nutzung im Sinne der Sanie-
rungsmaßnahmen möglich ist, können auch Vorauszahlungen verlangt 
werden. Nach § 155 BauGB kann die Gemeinde vom Ausgleichsbetrag in 
folgenden Fällen absehen: 
 

• es wurde nur eine geringe Bodenwerterhöhung 
gutachterlich festgestellt, 

• der Verwaltungsaufwand steht in keinem  
 Verhältnis zu den möglichen Einnahmen, 

• im Einzelfall bei bestehenden öffentlichen 
Interesse, 

• zur Vermeidung unbilliger Härten. 
 
Bestehen nach Abschluss der Maßnahmen Überschüsse aus einem Treu-
handvermögen, werden sie auf die Eigentümer entsprechend ihrer 
Grundstücksanteile verteilt. Maßgebend sind die Eigentumsverhältnisse 
und die Anfangswerte bei der Bekanntmachung des Sanierungsgebietes. 
Wurden vorher Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln gewährt, sind diese ab-
zuziehen. 
 
Die Regelungen der ‚Besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften’ kön-
nen ausgeschlossen werden, wenn sie zur Finanzierung nicht erforderlich 
sind oder nicht die Gefahr einer Behinderung der Maßnahmen besteht. 
Gleichzeitig entfällt dann auch die ‚Genehmigungspflicht’ und man spricht 
vom vereinfachten Sanierungsverfahren. 
 
Der Abschnitt mit dem Titel ‚Sanierungsträger und andere Beauftragte’ 
beinhaltet die Vorgaben für den Fall, dass Dritte als Sanierungsträger be-
auftragt werden. Die Voraussetzungen, die Aufgaben und der Umgang mit 
Treuhandvermögen werden hier behandelt, auf eine nähere Betrachtung 
wird verzichtet, da sie keinen Einfluss auf die bisher beschriebenen Punk-
te haben. 
 
Die ‚Aufhebung der Sanierungssatzung’ (§ 162 BauGB) kennzeichnet den 
Abschluss der Sanierung. Die Aufhebung wird durchgeführt, wenn 
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1. die Sanierung durchgeführt ist oder 

2. die Sanierung sich als undurch- 
führbar erweist oder 

3. die Sanierungsabsicht aus anderen 
Gründen aufgegeben wird. 

 
Der Beschluss zur Aufhebung ergeht als Satzung und wird mit der öffent-
lichen Bekanntmachung rechtsverbindlich. Im Grundbuch verzeichnete 
Sanierungsvermerke werden gelöscht. Auf Antrag des Eigentümers kann 
die Gemeinde auch die Sanierung für einzelne Grundstücke als abge-
schlossen erklären, wenn eine Bebauung, Sanierung oder Instandsetzung 
durchgeführt wurde. Werden diese Maßnahmen nach Einschätzung der 
Gemeinde in absehbarer Zeit im Sinne der Sanierungssatzung realisiert, 
kann die Durchführung per Bescheid vorzeitig als abgeschlossen erklärt 
werden. Hierauf besteht aber kein Rechtsanspruch. Tritt einer der o. g. 
Punkte 2 oder 3 ein, kann ein ‚Anspruch auf Rückübertragung’ von 
Grundstücken entstehen, wenn sie von der Gemeinde oder dem Treuhän-
der für die Sanierungsmaßnahmen erworben wurden. Eine Ausnahme 
besteht dann, wenn der vormalige Eigentümer Austausch- oder Ersatzland 
erhalten hat oder Rechte nach § 101 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB begrün-
det wurden. Der Anspruch besteht außerdem nicht, wenn 
 

1. das Grundstück als Baugrundstück für den 
Gemeinbedarf oder als Verkehrs-, Versorgungs-  
oder Grünfläche in einem B-Plan festgesetzt ist 
oder für sonstige öffentliche Zwecke benötigt 
wird oder 

2. der frühere Eigentümer selbst das Grundstück  
im Wege der Enteignung erworben hatte oder 

3. der Eigentümer mit der zweckgerechten Ver- 
wendung des Grundstücks begonnen hat oder 

4. das Grundstück auf Grund des § 89 oder des 
 § 159 Abs. 3 an einen Dritten veräußert wurde 
 oder 

5. die Grundstücksgrenzen erheblich verändert 
worden sind. 

 
Der Anspruch auf Rückübertragung muss innerhalb von zwei Jahren nach 
Aufhebung der Sanierungssatzung geltend gemacht werden (§ 163 Abs. 3 
BauGB). Für den Kaufpreis ist der Verkehrswert zum Zeitpunkt der Rück-
gabe maßgeblich. Eine zu gewährende Entschädigung bei einer 
Rückenteignung bezieht sich auf den Verkehrswert zum Zeitpunkt der 
Satzungsaufhebung. 
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2.1.3 Der städtebauliche Vertrag 

Mit einem städtebaulichen Vertrag wird eine Kooperation zwischen privat-
rechtlichen und öffentlich-rechtlichen Vertragspartnern beschlossen. 
Damit kann potentiellen Investoren die eigene Planung erleichtert werden 
und die Gemeinde spart Kosten. Die möglichen Vertragsgegenstände wer-
den im § 11 BauGB aufgelistet und in vier Punkte unterteilt.  
 
1. Die Vorbereitung oder Durchführung städtebaulicher Maßnahmen 

übernimmt der Vertragspartner auf eigene Kosten. Dazu gehört: 
 

• die Neuordnung der Grundstücksverhältnisse 

• die Bodensanierung 

• sonstige vorbereitende Maßnahmen 

• die Ausarbeitung städtebaulicher Planungen 

• der Umweltbericht, soweit erforderlich 
 

 Das gesetzlich vorgesehene Planfeststellungsverfahren bleibt Auf-
gabe der Gemeinde. 

 
2. Der Vertragspartner sorgt für die Förderung und die Sicherung der 

mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele. Dazu gehört: 
 

• die beabsichtigte Grundstücksnutzung 

• eine mögliche Befristung oder Bedingung der  
Grundstücksnutzung 

• die Schaffung von Ausgleichsflächen 

• Deckung des Wohnbedarfs von Bevölkerungs- 
gruppen mit besonderen Wohnraumver- 
sorgungsproblemen 

• Deckung des Wohnbedarfs der ortsansässigen 
Bevölkerung 

 
3. Der Vertragspartner übernimmt die Kosten oder sonstigen Aufwen-

dungen, die der Gemeinde für städtebauliche Maßnahmen 
entstehen oder entstanden sind und die Voraussetzung oder Folge 
des geplanten Vorhabens sind. Dazu gehört auch die Bereitstellung 
von Grundstücken. 

 
4. Die Nutzung von Netzen und Anlagen der Kraft-Wäme-Kopplung, 

sowie von Solaranlagen kann vereinbart werden, wenn es zu den 
Zielen der Bauleitplanung gehört. 

 
Bei dem Abschluss von städtebaulichen Verträgen sollte darauf geachtet 
werden, dass hoheitliche Rechte der Gemeinde nicht das Opfer privatwirt-
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schaftlicher Interessen werden, worauf  in Kommentaren8 zum BauGB 
hingewiesen wird. Das Vertrauen in demokratische Prozesse darf nicht 
dadurch abgebaut werden, dass städtebauliche Ziele zum Wohl der Ein-
wohner in den Hintergrund treten. 
 
 
2.2 Die Gemeindeordnung von Nordrhein-Westfalen 

Neben dem BauGB ist auch die Gemeindeordnung von Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) bei der Umgestaltung von Innenstädten mitbestim-
mend. Sie legt die Definition, die Aufgaben und Pflichten der Gemeinden 
fest. Sie setzt sich aus vierzehn Teilen zusammen, die sich auf das Ge-
meindegebiet, die Einwohner und Bürger, Bezirke und Ortschaften, den 
Rat, die Verwaltung und die Haushalte beziehen. Die GO NRW stellt die 
Grundlagen bereit, Einzelheiten werden in den Satzungen der Städte ge-
regelt. Die Bundesländer besitzen eigene Gemeindeordnungen, die sich in 
einigen Punkten unterscheiden. Nachfolgend werden Abschnitte behan-
delt, die im Zusammenhang mit der Beteiligung der Öffentlichkeit stehen. 
Sie befinden sich im dritten Teil ‚Einwohner und Bürger’.  
 
 
2.2.1 Unterrichtung der Einwohner 

Im § 23 wird festgelegt, dass der Rat die Einwohner frühzeitig über all-
gemein bedeutsame Angelegenheiten unterrichten soll und zwar in Bezug 
auf deren Ziele, Zwecke und Auswirkungen. Um die Gelegenheit zur Äu-
ßerung und Erörterung zu geben, sollen Versammlungen der Einwohner 
anberaumt werden, die auf Gemeindebezirke (Ortschaften) begrenzt wer-
den können. Eine Unterlassung dieser Aufgabe der Gemeinde berührt 
allerdings nicht die Rechtmäßigkeit einer Entscheidung (§ 23 Abs. 4 GO 
NRW). 
 
 
2.2.2 Anregungen und Beschwerden 

„Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen 
schriftlich mit Anregungen oder Beschwerden in Angelegenheiten der Ge-
meinde an den Rat oder die Bezirksvertretung zu wenden. Die 
Zuständigkeit der Ausschüsse, der Bezirksvertretungen und des Bürger-
meisters werden hierdurch nicht berührt. Die Erledigung von Anregungen 
und Beschwerden kann der Rat einem Ausschuss übertragen. Der An-
tragsteller ist über die Stellungnahme zu den Anregungen und 
Beschwerden zu unterrichten.“ (§ 24 Abs. 1 GO NRW) 
 
 
2.2.3 Einwohnerantrag 

Mit Hilfe des ‘Einwohnerantrags’ (§ 25 GO NRW) kann der Rat dazu ver-
anlasst werden, über eine bestimmte Angelegenheit zu beraten und zu 

                                      
8 Battis/Krautzberger/Löhr, 2002, S.312 ff 
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entscheiden. Der Antragsteller muss seit mindestens drei Monaten in der 
Gemeinde leben und das vierzehnte Lebensjahr vollendet haben. Er benö-
tigt außerdem drei Stellvertreter. Der schriftliche Antrag muss ein 
bestimmtes Begehren und eine Begründung enthalten. Es wird eine Un-
terschriftenliste benötigt und zwar 
 

• in kreisangehörigen Städten von mindestens 5% 
und höchstens von 4.000 Einwohnern 

• in kreisfreien Städten von mindestens 4% 
und höchstens von 8.000 Einwohnern 

 
Namen, Adressen und Geburtsdaten müssen einwandfrei lesbar sein und 
in der Angelegenheit darf während der letzten zwölf Monate kein Antrag 
gestellt worden sein. Bei festgestellter Rechtsgültigkeit muss er innerhalb 
von vier Monaten beraten und entschieden werden. Den Antagstellern 
muss die Möglichkeit zur Erläuterung in einer Ratssitzung gegeben wer-
den. In kreisfreien Städten kann man sich auch direkt an die 
Bezirksvertretung wenden, wenn diese für die Angelegenheit zuständig 
ist. Es gelten die gleichen Bedingungen, mit der Maßgabe, dass der An-
tragsteller im Stadtbezirk lebt und die Zahl der notwendigen 
Unterschriften auf die Einwohnerzahl des Stadtbezirks umgerechnet wird. 
 
Die GO NRW verweist darauf, dass die Verwaltung in den Grenzen ihrer 
Verwaltungskraft ihren Bürgern bei der Einleitung eines Einwohnerantrags  
behilflich ist. Gleiches gilt für das nachfolgend beschriebene Bürgerbegeh-
ren. 
 
 
2.2.4 Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 

„Die Bürger können beantragen (Bürgerbegehren), dass sie an Stelle des 
Rates über eine  Angelegenheit der Gemeinde selbst entscheiden (Bür-
gerentscheid)“ (§ 26 Abs. GO NRW). Der schriftliche Antrag muss die 
Frage enthalten, die zur Abstimmung gebracht werden soll, eine Begrün-
dung und einen Vorschlag zur Deckung der Kosten, die durch die 
verlangte Maßnahme anfallen und nach den dafür geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen ermittelt wurden. Ein Bürgerbegehren muss in Gemeinden 
 

• bis 10000 Einwohner von 10% 

• bis 20000 Einwohner von 9% 

• bis 30000 Einwohner von 8% 

• bis 50000 Einwohner von 7% 

• bis 100000 Einwohner von 6% 

• bis 200000 Einwohner von 5% 

• bis 50000 Einwohner von 4% 

• über 500000 Einwohner von 3% 
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der Bürger unterzeichnet sein. Für die Gültigkeit gelten die gleichen Be-
dingungen wie bei dem Einwohnerantrag. Das Bürgerbegehren ist 
unzulässig über 
 

1. die innere Organisation der Gemeindeverwaltung, 

2. die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Rates, der 
Bezirksvertretungen und der Ausschüsse sowie 
der Bediensteten der Gemeinde, 

3. die Haushaltssatzung einschließlich der Wirtschafts- 
pläne der Eigenbetriebe sowie die kommunalen 
Abgaben und die privatrechtlichen Entgelte, 

4. die Eröffnungsbilanz, den Jahresabschluss und den 
Gesamtabschluss der Gemeinde und den Jahres- 
abschluss der Eigenbetriebe, 

5. Angelegenheiten, die im Rahmen eines Planfest- 
stellungsverfahrens oder eines förmlichen Verwal- 
tungsverfahrens mit Öffentlichkeitsbeteiligung oder 
eines abfallrechtlichen, immissionsschutzrechtlichen, 
wasserrechtlichen oder vergleichbaren Zulassungs- 
verfahren zu entscheiden sind, 

6. die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und 
  Aufhebung von Bauleitplänen, 

7. Entscheidungen über Rechtsbehelfe und 
Rechtsstreitigkeiten, 

8. Angelegenheiten, für die der Rat keine gesetzliche 
Zuständigkeit hat, 

9. Anträge, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen 
oder gegen die guten Sitten verstoßen, 

10.Angelegenheiten, über die innerhalb der letzten zwei  
Jahre bereits ein Bürgerentscheid durchgeführt 
worden ist. 
 

Der Rat stellt unverzüglich die Zulässigkeit fest. Bei einer Ablehnung kön-
nen die Vertreter des Bürgerbegehrens einen Widerspruch einlegen. 
Stimmt der Rat dem Bürgerbegehren nicht zu, ist innerhalb von drei Mo-
naten ein Bürgerentscheid durchzuführen, bei dem mit Ja oder Nein 
abgestimmt werden kann. Er fällt positiv aus, wenn die Mehrheit mit Ja 
stimmt und der Anteil dabei mindestens 20% aller Bürger ausmacht. Er 
hat den Stellenwert eines Ratsbeschlusses und innerhalb von zwei Jahren 
kann nur der Rat eine Änderung durch Bürgerentscheid veranlassen. Bei 
Stimmgleichheit ist der Entscheid abgelehnt. In kreisfreien Städten kann 
dieser Vorgang auch in einem Stadtbezirk durchgeführt werden, wenn die 
Bezirksvertretung für die Angelegenheit zuständig ist. Maßgebend ist, 
dass die Bürger in dem Stadtgebiet wohnen und stimmberechtigt sind. 
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2.3 Die Satzung der Städte 

Der Inhalt der Satzungen wird im § 7 GO NRW festgelegt. Die bisher ge-
nannten Beteiligungs- und Informationsmöglichkeiten werden in Bezug 
auf ihre Durchführung präzisiert. Mit den Satzungen sollen die Gemeinden 
ihre Angelegenheiten regeln. Genehmigungen durch die Aufsichtsbehörde 
sind nur erforderlich, wenn dies gesetzlich ausdrücklich vorgeschrieben 
ist. Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen können mit einem 
Bußgeld belegt werden. Die Gemeinde muss eine Hauptsatzung erlassen, 
die nur mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Ratsmitglieder be-
schlossen und geändert werden kann. Die Satzungen müssen öffentlich 
bekannt gemacht werden und sie treten damit in Kraft. Die Verfahrens-
weise wird durch das Innenministerium bestimmt, soweit nicht andere 
Gesetze hierüber besondere Regelungen enthalten. Die Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzun-
gen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne 
nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be- 
stimmung oder der F-Plan ist nicht ordnungs- 
gemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen- 
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat- 
sache bezeichnet worden, die den  
Mangel ergibt. 
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3 Weitergehende Formen der Bürgerbeteiligung 

3.1 Bedeutung und Zielsetzungen 

Die im vorangegangenen Kapitel beschriebenen gesetzlichen Grundlagen 
für die Beteiligung der Öffentlichkeit beschränken sich auf die Vorgabe, 
Stellungnahmen bezüglich der von den Planungen berührten Belange ab-
zugeben. Im Normalfall müssen die Bürger die Bekanntmachung zur 
Kenntnis nehmen und selbst die Initiative ergreifen. Es bleibt der Ge-
meinde überlassen, wie viel Öffentlichkeitsarbeit sie leistet, um eine große 
Aufmerksamkeit für die Planung zu erlangen. Die für wichtige Entschei-
dungen vorgesehenen Einwohnerversammlungen (s. auch Kap. 4.2), bei 
denen über den Stand der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung in-
formiert werden soll, bedürfen auch keiner besonders auffallenden 
Ankündigung. Die öffentliche Bekanntmachung kann unauffällig in der Lo-
kalzeitung platziert werden. Es reicht oft auch aus, nur die unmittelbar 
Betroffenen schriftlich einzuladen. 
 
Im kommunalpolitischen Alltag fasst der Rat Beschlüsse, die vorher in den 
Gremien und Ausschüssen zwischen der Verwaltung und den Politikern 
erarbeitet wurden. Die Bürger erfahren davon in der Lokalpresse durch 
deren Berichterstattung oder durch Pressemitteilungen der Gemeinde. 
Transparenz ermöglichen nur öffentliche Sitzungen, bei denen Bürger auf 
Antrag Äußerungen oder Stellungnahmen zu einzelnen Tagesordnungs-
punkten vortragen können. Die Möglichkeit auf städtebauliche 
Entwicklungen und Planungen Einfluss zu nehmen, ergibt sich aus dem 
Wahlrecht. Dann entscheidet das Mehrheitsprinzip. Der Wähler muss also 
wissen, welche Standpunkte der Gewählte vertritt und wie er in den fol-
genden fünf Jahren abstimmt. In diesem Zeitraum können dann aber 
Themen zur Diskussion stehen, die zuvor nicht abzusehen waren. Bei be-
sonderen Interesse können dann Bürgerbegehren (vgl. Kap. 2.2.4) 
initiiert werden, die bei der Durchführung zu einer Ja–Nein-Abstimmung 
führen. Das Ergebnis ist zwar demokratisch zustande gekommen, es spal-
tet die Interessengruppen aber auch in Gewinner und Verlierer. 
 
Die Zurückhaltung für die Durchführung von weitergehenden Beteili-
gungsverfahren kann verschiedene Gründe haben. Die Politiker fürchten 
um ihre Entscheidungshoheit, die ihnen durch die Wahl übertragen wurde. 
Sie sind somit die Fachleute für Abstimmungen. Die Mitarbeiter der Ver-
waltung sehen ihre fachliche Kompetenz als Argument für die alleinige 
Durchführung der Stadtplanung. Ein nicht zu vernachlässigender Aspekt 
ist die Frage der Finanzierung. Leere Haushaltskassen und Kürzungen für 
gemeinnützige Einrichtungen sprechen dabei für sich. Viele Gemeinden 
sprechen sich auch gegen Bürgerbeteiligungen aus, weil sie der Meinung 
sind, dass sich nur wenige Bürger beteiligen, nämlich diejenigen, die sich 
auch sonst engagieren und ihren Standpunkt zu jedem Thema vertreten. 
Ihnen könnte eine Plattform geboten werden, die eine schweigende Mehr-
heit9 benachteiligt. Die Ergebnisse einer Bürgerbeteiligung werden nicht 

                                      
9 vgl. Baumann/Detlefsen/Iversen/Vogelsang, 2004, S. 54 
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zu  unbezahlbaren Forderungen führen. Denn bei der Verwendung von 
Steuergeldern ist ein verantwortungsbewusstes Handeln zu erwarten, da 
jeder Teilnehmer zugleich auch selbst Steuern zahlt. 
 
Unter diesen Voraussetzungen bliebe einer Gemeinde, die an den Stand-
punkten der Bürger interessiert ist und diese bei ihren Planungen 
berücksichtigen möchte, nur das Zurückgreifen auf Meinungsumfragen. 
Solche Umfragen richten sich in der Fragestellung an eine bestimmte 
Zielvorgabe und liefern als Ergebnis Informationen dazu. Die Qualität der 
Resultate richtet sich nach dem betriebenen Aufwand. Das Spektrum 
reicht von einer zufälligen Straßenumfrage, über Internetumfragen bis hin 
zu einer systematischen Erhebung mit einer repräsentativen Auswahl der 
Befragten. Die Vorgaben durch die Fragestellung erlauben nur einen se-
lektiven Blick auf das aktuelle Stimmungsbild. Es findet nur ein einseitiger 
Informationsaustausch statt und eine Meinungsbildung, wie sie durch eine 
Diskussion erfolgen kann, ist nicht möglich. Die Teilnehmer können auch 
nicht beurteilen, wie ihre Aussagen genutzt werden und ob sie einen Ein-
fluss haben. 
 
Nach allen bisher beschriebenen Schritten sind die Bürger an der Gestal-
tung ihrer Stadt, also ihres Lebensraums, nur indirekt beteiligt. Man findet 
sich mit den Gegebenheiten ab, ist dabei unzufrieden und die bereits in 
der Einleitung erwähnte Politikverdrossenheit breitet sich weiter aus. Der 
Wille, die Umwelt mitzugestalten, ist aber dennoch vorhanden. Das zeigt 
sich an der Ausübung von Ehrenämtern, die Eigeninitiative bei der Durch-
führung von nachbarschaftlichen Projekten, wie beispielsweise das 
Anlegen von Spielplätzen, und dergleichen mehr. Dieses Potential gilt es 
zu nutzen. Die verschiedenen Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung bieten 
hierfür gute Voraussetzungen. 
 
Zunächst muss jeder den Stellenwert der Bürgerbeteiligung erkennen. Je-
der Teilnehmer bringt sein persönliches Wissen ein. Dazu gehören 
Erfahrungen genauso wie Kreativität. Die persönliche Lebenserfahrung 
bewirkt unterschiedliche Blickwinkel auf Probleme und fördert so auch 
verschiedene Lösungsansätze. Es geht nicht darum, politischen Entschei-
dungsträgern und Fachplanern die Kompetenzen zu entziehen, sondern 
einen Teil zur Problemlösung beizutragen. Für das Funktionieren ist es 
wichtig, dass der Auftraggeber hinter der Durchführung steht und an den 
Ergebnissen und deren Verwendung interessiert ist10. Eine reine Schau-
veranstaltung zur Beruhigung der Gemüter bewirkt das genaue Gegenteil. 
In diesem Fall hätten sich die Teilnehmer engagiert, aber es wäre vergeb-
lich gewesen. Die daraus resultierende Enttäuschung würde zu einem 
Vertrauensverlust in die Beteiligungsverfahren führen. Die Bürger müssen 
für die Teilnahme aktiviert werden, das kann durch eine gute Öffentlich-
keitsarbeit bewirkt werden. Die Gemeinde muss auf die Bürger zugehen, 
um Hemmschwellen abzubauen. 
 

                                      
10 vgl. Bauer/Lorenz, 2003, S. 7 
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Die Bürgerbeteiligung muss ergebnisoffen sein. Sie ist kein Mittel, zwi-
schen Alternativen zu entscheiden, sondern diese herauszuarbeiten. Sie 
darf auch nicht dazu genutzt werden, die Akzeptanz für eine bestimmte 
Vorgabe herzustellen. Sie sollte als Teil des Planungsprozesses verstan-
den werden und auch so eingebunden werden. Auf diese Art wird aus dem 
demokratischen Mehrheitsprinzip ein Konsensprinzip, von dem alle profi-
tieren11. Wenn das Endergebnis eines innerstädtischen Bauvorhabens 
akzeptiert und genutzt wird, ist eine für alle zufriedenstellende Situation 
eingetreten. Die Bürger haben einen neuen Anlaufpunkt, mit dem sie sich 
identifizieren können. Die Bedeutung und Attraktivität des Gebietes ist 
dadurch aufgewertet worden. Politik und Verwaltung haben im Sinne des 
Allgemeinwohls verantwortungsbewusst gehandelt. Das Ansehen und das 
Vertrauen in die kommunalpolitischen Strukturen sind gestärkt. Es kann 
von der sogenannten Win-Win-Situation12 gesprochen werden, bei der alle 
Beteiligten die Gewinner sind. Nicht zuletzt sollten mögliche Investoren 
schon allein aus wirtschaftlichen Gründen um ein funktionierendes Projekt 
bemüht sein. Der finanzielle Mehraufwand kann sich durch eine erfolgrei-
che Umsetzung bezahlt machen. 
 
 
3.2 Methoden und Instrumente 

Wenn eine Bürgerbeteiligung durchgeführt werden soll, müssen bestimm-
te Voraussetzungen erfüllt sein. Die Ausgangssituation ist, dass 
Handlungsbedarf für ein Planungsgebiet besteht. Das können Stadtviertel 
mit sozialen Problemen sein, Gebiete, die ihre ursprüngliche Nutzung ver-
loren haben oder Sanierungsgebiete in Innenstädten, die einen 
Bedeutungsverlust erfahren haben oder deren Bausubstanz nicht mehr 
den Anforderungen an die Nutzung erfüllt. 
 
Wie schon erwähnt, muss der Auftraggeber von der Bedeutung und den 
Möglichkeiten der Beteiligung überzeugt sein. Dem Verfahren muss ein 
selbständiger Rang im Verhältnis zu den einzelnen Arbeitschritten der 
Stadt- und Fachplaner zugestanden werden. Im Endergebnis sollen die 
erarbeiteten Vorschläge wiedererkennbar sein. 
 
Eine sorgfältige Vorbereitung, bei der die Sachlage geklärt wird, ist für ei-
nen reibungslosen Ablauf unverzichtbar. Es muss herausgefunden  
werden, welche Methoden und Instrumente in Frage kommen und wer der 
Moderator des Vorgangs ist. Das sollte ein Dritter sein, der unabhängig ist 
und so die Teilnehmer nicht beeinflusst. Vorstudien müssen durchgeführt 
werden und Informationsmaterial zusammengestellt werden. Auch muss 
bedacht werden, wer die Teilnehmer sind und wie man sich an sie wen-
det. Fachleute zur sachgerechten Klärung von Fragen sind unverzichtbar. 
Es dürfen während der Veranstaltungen keine Unsicherheiten entstehen, 
die den Ideenprozess behindern. 
 

                                      
11 vgl. Oppermann/Langer, 2003 
12 vgl. www.wikipedia.org/wiki/win-win, Stand: August 2006 



3 Weitergehende Formen der Bürgerbeteiligung 

Seite 27  

Die Bedingungen für den Zeit- und den Kostenrahmen sind zu bestimmen. 
Die Teilnehmer müssen frühzeitig den Termin kennen, damit sie ihn auch 
wahrnehmen können. Bei mehrtägigen Verfahren muss u. U. auch Urlaub 
genommen werden.  Der zur Verfügung stehende Etat kann die Auswahl 
des Beteiligungsverfahrens beeinflussen. Es entstehen Kosten für die Vor-
bereitung und die Durchführung, neben den bereits genannten Leistungen 
sind auch Mieten und Bewirtungskosten zu veranschlagen, ebenso Perso-
nalkosten. 
 
Die Ursprünge der Methoden und Instrumente gehen auf Entwicklungen in 
den USA zurück. Sie sollten den gesellschaftlichen Veränderungen und 
dem Verlangen nach Mitbestimmung gerecht werden. Die Mehrzahl der 
Methoden und Instrumente, die noch angesprochen werden, zählen zu der 
Kategorie der ‚Großgruppenmethoden’13. Darunter sind i. G. alle Metho-
den mit mehr als 30 Teilnehmern zu zählen. Aus der Vielzahl der 
Varianten und Weiterentwicklungen werden einige  stellvertretend be-
schrieben, wobei nur die wesentlichen Grundzüge vermittelt werden 
können. Es gibt auch Ansätze, einzelne Merkmale der verschiedenen Me-
thoden wie einen Baukasten zu nutzen und entsprechend den 
Anforderungen einzusetzen14. Einige Gemeinsamkeiten lassen sich vorab 
zusammenfassen. 
 
Die Großgruppenmethoden verstehen sich als Einstieg und Anstoß für 
langfristige Veränderungen. Die Dauer beträgt durchschnittlich drei Tage, 
um allgemeine Tendenzen zu ermitteln kann ein Tag reichen und um kon-
krete Planungen anzustoßen sind mindestens sechs Tage erforderlich. Die 
gesamte Dauer mit Vor- und Nachbereitung reicht von einigen Wochen bis 
über ein Jahr. Es kommen immer Moderatoren zum Einsatz, die sich neut-
ral verhalten. Bei Teilnehmerzahlen über dreißig wird ein zweiter 
Moderator für einen reibungslosen Verlauf benötigt. Zu den Aufgaben ge-
hört, dass die Zeiten für die einzelnen Ablaufsphasen eingehalten werden. 
Die Moderatoren sollen Selbstbewusstsein ausstrahlen und mit fachlicher 
Kompetenz sicher Auftreten. Besonders wichtig ist Begeisterungsfähigkeit. 
Die Veranstaltungen leben von der Dynamik. Dafür muss eine Aufbruch-
stimmung erzeugt werden und die Bürger sollen zum aktiven Mitmachen 
animiert werden. Die Hemmschwelle, sich zu äußern, muss möglichst ge-
ring sein, jedem Beitrag ist dafür Aufmerksamkeit zu schenken. 
 
Eine sorgfältige Auswahl der Teilnehmer ermöglicht es, ein ausgewogenes 
Verhältnis einzelner Interessengruppen in der Besetzung zu finden und 
ein getreues Abbild der Bevölkerung zu gewährleisten. Merkmale einer 
repräsentativen Auswahl sind das Alter, Geschlecht, Tätigkeit und die kul-
turelle Zugehörigkeit. Bei einer Zufallsauswahl bieten die Angaben des 
Melderegisters im Einwohnermeldeamt eine Hilfestellung. Die schriftliche 
Einladung hebt die Relevanz der Veranstaltung nochmals hervor. Teil-
nehmer, die sich aus eigenem Antrieb melden, sind auch wichtig, denn sie 

                                      
13 vgl. Bauer/Lorenz, 2003, S. 9 
14 vgl. Oppermann/Langer, 2003, S. 14 ff 
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werden sich ohne zusätzliche Motivation durch den Moderator einbringen 
wollen.  
 
Die Beiträge der Teilnehmer müssen erfasst werden. Dazu können bei 
Diskussionen  Protokolle geführt werden, die am Ende den Teilnehmern 
zur Verfügung gestellt werden. In Ergebnisprotokollen sind die Kernaus-
sagen zusammengefasst. Eine weitaus anschaulichere Methode, die 
schnell Ergebnisse liefert, ist das visuelle Protokoll15. Die u. a. im Facility 
Management angewendete Kartentechnik zur  nutzerorientierten Bedarfs-
ermittlung16 von Gebäuden, kann auch bei der Bürgerbeteiligung zum 
Einsatz kommen. Auf DIN-A-5 Karten werden Schlüsselbegriffe notiert 
und mit einem graphischen Symbole im Piktogrammstil versehen. Sie 
können zu einer Kartenwand zusammengefügt werden und bieten sofort 
einen Überblick der bis dahin geleisteten Beiträge. Eine themenbezogene 
Struktur erleichtert es, weitere Aspekte zu sammeln, ohne sich dabei wie-
derholen zu müssen. Bei Gruppenarbeiten in Workshops kann auf diese 
Weise nach der Beendigung der Veranstaltung den anderen Gruppen der 
aktuelle Stand der Dinge präsentiert werden. Aus Gründen der Übersicht-
lichkeit ist hierbei auf eine einheitliche Strukturierung der Karten zu 
achten. Dazu gehören Regeln zur Schrift, den verwendbaren Farben der 
Zeichnungen und deren Anordnung auf der Karte. Es kann auch jede an-
dere Form genutzt werden, die eine Artikulation ermöglicht. Das 
Anfertigen einer Collage ist ebenso hilfreich wie die Notiz von Wortbeiträ-
gen, Zusammenhängen und erläuternden Skizzen auf Flipcharts, die bei 
jedem Workshop unverzichtbar sind. 
 
 
3.2.1 Ideenwettbewerb 

Mit einem Ideenwettbewerb kann jeder Bürger die Gelegenheit erhalten, 
seine Vorstellung zur Gestaltung eines Planungs- oder Sanierungsgebietes 
auszudrücken und mitzuteilen. Dazu ist ein Aufruf in der Lokalpresse am 
besten geeignet. Die Beiträge können formlos sein. Die Bürger senden 
Zeichnungen, Texte oder Collagen ein, die von einer Jury aus Stadtpla-
nern, Politikern und anderen Experten bewertet werden. Zur Vorbereitung 
bietet es sich an, Wünsche und Interessen möglicher Nutzer zu ermitteln 
und mit Plänen und ersten Entwürfen als Diskussionsgrundlage den Teil-
nehmern zur Verfügung zu stellen. 
 
Die Ergebnisse bilden wiederum die Grundlage für die nächsten Planungs-
schritte. Sie können als Anregungen für Architekturwettbewerbe genutzt 
werden und sind Anhaltspunkte für die Funktion und Form des Baupro-
jekts. Architekturwettbewerbe liefern unterschiedliche Lösungen für die 

                                      
15 vgl. Pena/Parshall, 2001; Kumlin, 1999 
16 vgl. DIN 18 205 – Bedarfsplanung im Bauwesen  Diese Norm soll eine einheitliche Basis 
für die Definition der Bauaufgaben schaffen (Kuchenmüller, Reinhard: „DIN 18 205 – Be-
darfsplanung im Bauwesen“, DAB, 8/97). Der Anwendungsbereich ist die Frühphase eines 
Projektes. Zur Durchführung stehen drei Prüflisten zur Projekterfassung, für die Rahmen-
bedingung, Ziele und Mittel, sowie zu den Anforderungen an den Entwurf und an die 
Leistungen des Objektes zur Verfügung. 
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Gestaltung innerstädtischer Bereiche und sollen eine Entscheidungshilfe 
für das weitere Vorgehen sein. 
 

3.2.2 Beteiligung per Internet 

Die Verbreitung des Internets ist weit fortgeschritten. Insofern liegt es 
nahe, diese Technologie auch für Beteiligungsverfahren zu nutzen. Die 
Home Page einer Stadt kann dafür der Ausgangspunkt sein. Es bietet sich 
an, Pläne bereitzustellen, auf denen die Gebiete mit Handlungsbedarf 
vorgestellt werden. Jeder Interessierte kann dann seine Vorstellungen per 
Email mitteilen. Dieser Vorgang ist schnell und ohne großen Aufwand 
durchzuführen. Er ist außerdem an keine festen Zeiten gebunden. Bei ei-
ner guten Verwaltung der Internetseite, kann eine schnelle Aktualisierung 
durchgeführt werden. Der Nachteil ist, dass kein Dialog stattfindet. Um 
ein Mindestmaß an Transparenz und Nachvollziehbarkeit einzuräumen, 
sollte eine Frist angegeben sein, nach der dann die Einsendungen veröf-
fentlicht werden und wie mit den gewonnen Erkenntnissen im weiteren 
Projektverlauf umgegangen wird. Das Internet steht auch für die ‚Beteili-
gung der Öffentlichkeit’ nach § 3 BauGB (vgl. Kap. 2.1.1) zur Verfügung. 
 
Die Vorgehensweise ist mit der eines Ideenwettbewerbs vergleichbar. Es 
wird im Grunde nur die Zeitung durch das Internet ersetzt und als Medi-
um zur Teilnahme genutzt. Diese Methoden eignen sich in einfacher Form 
besonders dazu, Stimmungen in der Bevölkerung aufzuspüren. Mit zu-
nehmendem Aufwand in Anlehnung an Präsensverfahren, ist eine höhere 
Qualität bei den Resultaten zu erzielen. 
 
Darauf zielt auch der Ansatz ab, Methoden zur Bürgerbeteiligung online zu 
betreiben. Dadurch sollen die Vorteile des Internets mit den positiven Er-
fahrungen aus der Entwicklung und Anwendung der Beteiligungsverfahren 
verbunden werden. Auf der Internetseite ‚Open Space Online’17 (s. auch 
Kap. 3.2.3) wird die passende Software angeboten. 
 
 
3.2.3 Runder Tisch 

Der Begriff ‚Runder Tisch’ ruft Assoziationen mit politischen Diskussionen 
hervor. Er wird eingesetzt, wenn die Positionen zu bestimmten Themen 
sehr weit auseinander liegen. 
 
Im Sinne der Bürgerbeteiligung kommt diese Methode zum Einsatz, wenn 
seitens der Gemeinde bereits Ziele festgelegt wurden, die bei den Bürgern 
oder Interessensgemeinschaften aber auf Ablehnung stoßen. Es stellt ein 
Mittel zur Konfliktvermittlung dar. Es unterscheidet sich damit von den 
anderen Methoden, die ergebnisoffen geführt werden. Zur Durchführung 
treffen Vertreter der unterschiedlichen Positionen zusammen. Die Bedeu-
tung eines Runden Tisches ist, dass alle Teilnehmer den gleichen Status 
besitzen und nicht einer, der beispielsweise am Kopfende eines eckigen 

                                      
17 s. www.OpenSpaceOnline.com, Stand: August 2006 
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Tisches sitzt, den Vorsitz hat. In der Zusammensetzung sollen auch Ex-
perten vertreten sein. Der intensive Austausch der Argumente soll zu 
einem Kompromiss führen, den alle mittragen können. Dieser Prozess er-
streckt sich über mindestens ein halbes Jahr. Dadurch erhält jeder die 
Gelegenheit, die gewonnen Erkenntnisse sorgsam abzuwägen, denn häu-
fig steht diese Methode am Ende einer mehrjährigen Auseinandersetzung, 
bei der sich starke Gegensätze in der Meinungsbildung ergeben haben. 
 
Die gleichen Ziele werden auch mit der Methode der ‚Mediation’ ange-
strebt. Der Ursprung des Begriffs ist „die Vermittlung eines Staates im 
Konflikt zwischen anderen Staaten“18. Von Mediation wird auch bei außer-
gerichtlichen Einigungen gesprochen. Dabei werden Streitigkeiten durch 
einen neutralen Moderator beigelegt. 
 
 
3.2.4 Bürgerforum19 

Das Bürgerforum basiert auf dem bürgerschaftlichen Engagement, zu 
Problemlösungen in kooperativer Arbeit mit der Stadt beizutragen. Die 
Trägerschaft wird entweder von einem privatrechtlichen Verein (Bürger-
verein), der sich aus Bürgern eines Quartiers zusammen setzt, getragen, 
oder die Stadt hat den Vorsitz. 
 
Bei der Leitung durch einen Bürgerverein besteht keine Festlegung auf 
bestimmte Ziele. Dadurch kann die Arbeit der Stadtplaner kritisch behan-
delt werden. Das Forum kann aber auch eine Moderationsrolle zwischen 
den Interessenverbänden und der Stadt übernehmen. 
 
Bei der Leitung durch die Stadt ist das Forum an Vorgaben gebunden. Die 
Politik könnte eine einseitige Inanspruchnahme für ihre Ziele bewirken. 
Daher sollten immer unabhängige Fachleute die inhaltliche Ausrichtung 
bestimmen. 
 
Das Gremium besteht aus einer Kerngruppe von etwa 15 – 20 Personen, 
die repräsentativ ausgewählt sind. Bei einer höheren Zahl fester Teilneh-
mer können Gruppen mit drei bis sechs Vertretern gebildet werden, die 
eine gleiche Interessenlage haben, aber eigenverantwortlich auftreten. 
Mit steigender Teilnehmerzahl steigt auch die Bindungskraft mit der Be-
völkerung. 
 
Die Stadtforen beschäftigen sich nicht ausschließlich mit Themen, die sich 
auf die Entwicklung eines Quartiers beziehen. Sie erarbeiten auch Lösun-
gen, die nicht an den Standort gebunden sind, aber in einem inneren 
Zusammenhang mit der Region stehen. 
 
Die Bürgerforen fassen keine verbindlichen Beschlüsse und erarbeiten 
keine Planungskonzepte. Sie leisten durch eine interdisziplinäre Debatte 

                                      
18 Dudenredaktion (Hrsg.), 1996, S. 484 
19 vgl. Wentz (Hrsg.), 2000, S. 225 ff. 
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einen Beitrag zu mehr Transparenz und geben Impulse für neue Gesichts-
punkte in der Planung. Der öffentliche Dialog mit den politischen 
Entscheidungsträgern findet auf einer gleichberechtigten Ebene statt. 
 
 
3.2.5 Open Space20 

Die Open Space Methode wurde von Harrison Owen, einem Organisati-
onsentwickler, Mitte der achtziger Jahre in den USA begründet. Sie basiert 
auf der Erkenntnis, dass informelle Gespräche unter Mitarbeitern in deren 
Pause oft beflügelnd sind und zu überraschenden Ergebnissen führen. 
Hintergrund ist eine zwanglose Annäherung an die besprochenen Themen. 
Wie bei einigen anderen Methoden auch, hat sich keine gebräuchliche 
deutsche Übersetzung durchgesetzt. 
 
Open Space ist ein Großgruppenverfahren, das keinerlei Zielvorgaben hat. 
In der Vorbereitung ist nur der Veranstaltungsort, der Termin und die Be-
kanntmachung zu planen. Die Durchführung kann sich über  einen bis drei 
Tage erstrecken. Teilnehmer können persönlich eingeladen werden, 
hauptsächlich sollen aber die Bürger aus eigenem Antrieb erscheinen. Da-
bei wird die Teilnehmerzahl mit steigender Wichtigkeit und Bedeutung des 
Themas hoch sein. Die Spanne reicht von 10 – 2000 Menschen. 
 
Zu Beginn der Veranstaltung treffen alle zusammen und der Sinn der Zu-
sammenkunft wird erläutert. In den ersten neunzig Minuten kann jeder 
einen Aspekt, der ihm wichtig erscheint, auf ein Blatt Papier schreiben 
und an eine Wand heften. Er zeigt damit seine Bereitschaft, eine Arbeits-
gruppe zu leiten. Anschließend kann sich jeder als Teilnehmer in die 
Arbeitsgruppe eintragen. Daraus ergibt sich erst die Tagesordnung. Die 
gesamte Veranstaltung organisiert sich selbst und eigenverantwortlich. 
Auch die Dauer der Gruppenarbeit bestimmt sich selbst durch die Grup-
penstärke und die Ergiebigkeit des Themas, es ist nur ein grober 
Zeitrahmen vorgegeben. Am Ende hängen die Gruppen ein Ergebnispro-
tokoll am schwarzen Brett aus. Zu Beginn und Ende des Tages werden die 
gewonnen Eindrücke und Erfahrungen in der gesamten Runde ausge-
tauscht. Während der Arbeitsphasen hat jeder die Gelegenheit, die 
Gruppe zu wechseln und damit zu einem zusätzlichen Informationsaus-
tausch beizutragen. 
 
Zum Abschluss wird die Handlungsplanung vereinbart. Darin werden die 
nächsten Schritte und Arbeitsweisen für konkrete Vorhaben festgelegt. Es 
können auch Kooperationen vereinbart werden. 
 
Das Verständnis dieser Methode bezieht sich aus der Selbstorganisation 
und dem eigenverantwortlichen Handeln. Es gibt keine Hierarchien und 
strenge Vorgaben. Die Kreativität wird durch den informellen Charakter 
und der Tatsache, dass die Teilnehmer starkes Interesse an dem Rah-
menthema haben, gefördert. 

                                      
20 Owen, 2003, S. 51 
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3.2.6 Zukunftswerkstatt21 

Die Zukunftswerkstatt wurde von dem österreichischen Zukunftsforscher 
Robert Jungk im Jahr 1964 entwickelt. In den achtziger Jahren wurde sie 
um verschiedene kreativitätsfördernde Elemente erweitert. Sie ist aus der 
Erwachsenenbildung hervorgegangen und sollte eine Möglichkeit bieten, 
Betroffene zu Wort kommen zu lassen. 
 
Die Vorbereitung kann zwischen sechs Wochen und sechs Monaten dau-
ern, die Durchführung zwischen einem und drei Tagen. Zur Zielgruppe 
zählen alle, die vom Thema betroffen sind. Eine Werkstatt wird aus fünf-
zehn bis dreißig Personen gebildet, es können mehrere Werkstätten 
parallel geführt werden. 
 
Der Ablauf ist in drei Phasen gegliedert22, die jeweils ein Drittel der ge-
samten Zeit ausmachen. In der Kritikphase wird die Frage aufgeworfen, 
was den Teilnehmern missfällt und was es zu kritisieren gilt. Es folgt eine 
mindestens halbstündige Meditationspause, bei der die Gedanken ge-
sammelt werden können. Anschließend werden sie als Wandzeitung 
zusammengestellt und mit Kommentaren versehen. Darauf aufbauend 
wird dann eine Diskussion darüber geführt, die durch Rollenspiele erwei-
tert werden kann. Diese Phase wird damit beendet, dass die wichtigsten 
Kritikthemen ausgewählt werden. 
 
In der Phantasiephase werden aus den Kritikthemen heraus positive Ziele 
formuliert. Die Kreativität soll durch die Schaffung einer besonderen At-
mosphäre gefördert werden. Das kann durch die Veränderung der 
Beleuchtung erreicht werden oder durch den Einsatz von Musik. Die Teil-
nehmer sollen sich in einer neuen, ungewohnten Situation wiederfinden, 
dazu können auch Mittel wie das Schminken mit Gesichtsfarbe genutzt 
werden. Zur Lösungssuche wird so vorgegangen, dass sich intuitiv-
spielerische Techniken mit rational-abstrakten Methoden abwechseln. 
Werden beispielsweise Gedanken durch gemalte Bilder ausgedrückt, er-
folgt anschließend die Erstellung einer Matrix als Präzisierung von 
Lösungsmöglichkeiten. Die so gesammelten Aspekte werden dann in 
Gruppen mit drei bis fünf Teilnehmern zu Lösungskonzepten weiterverar-
beitet und den anderen vorgestellt. Aus den Teilergebnissen werden 
Ideenpakete gebildet und nach ihrer Zustimmung und Innovationskraft 
geordnet. 
 
Die Verwirklichungsphase führt zurück in die Gegenwart. Die Ideenpakete 
werden auf ihre Durchführbarkeit hin untersucht. Dabei werden die Vor- 
und Nachteile sachlich gegeneinander abgewogen. Das erfordert nach der 
vorangegangenen kreativen Arbeitsweise eine analytische Herangehens-
weise. Die Lösungsvorschläge werden in einer Rangliste dargestellt, wobei 
auch auf noch bestehende Wissenslücken hingewiesen wird, die es zu klä-
ren gilt. Nachdem man sich auf eine Lösung geeinigt hat, werden 

                                      
21 Jungk/Müllert, 1990 
22 vgl. www.sowi-online.de/methoden/lexikon/zukunftswerkstatt.htm, Stand: Juni 2006 
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detaillierte Planungsschritte von Kleingruppen erarbeitet, die hinterher zu 
einem Stufenplan zusammengeführt werden. Die abschließende Bespre-
chung steht unter dem Gesichtspunkt, welche Forderungen gestellt 
werden müssen, damit der Lösungsvorschlag realisierbar wird. Jeder Teil-
nehmer stellt dann noch dar, in welcher Form er sich als nächsten Schritt 
in das Projekt einbringen möchte. 
 
 
3.2.7 Planungszelle23 

Die Planungszelle nutzt den Sachverstand, der einer repräsentativen Be-
völkerungsgruppe zugestanden wird, in Verbindung mit dem Wissen von 
Fachleuten. Am Ende entsteht ein Bürgergutachten, als fundierte planeri-
sche Grundlage. 
 
Die Besonderheit dieser Methode ist die komplexe Vorbereitung. Die re-
präsentative Auswahl der Teilnehmer erfordert einen hohen zeitlichen 
Aufwand. Für eine Planungszelle müssen 25 – 30 Bürger per Zufall aus-
gewählt und eingeladen werden. Bei Absagen muss für Ersatz gesorgt 
werden. Es ist empfehlenswert, mindestens zwei Planungszellen einzupla-
nen, dadurch kann die Qualität der Ergebnisse gesteigert werden und die  
Akzeptanz erhöht sich, wenn von beiden ähnliche Ergebnisse erzielt wer-
den. Es kann dazu kommen, dass bis zu zehn Planungszellen, in dem Fall 
zeitversetzt, stattfinden. Eine weitere Besonderheit ist, dass der Lohnaus-
fall der Teilnehmer erstattet wird. Teilnehmende Fachleute müssen sich 
auf das zu behandelnde Thema gründlich vorbereiten, sich aber interes-
senneutral verhalten. Damit die hohen Kosten gerechtfertigt sind, muss 
das Thema eine besondere Brisanz besitzen und von großem Interesse für 
die Allgemeinheit sein. Für die Veranstaltungen werden vier Tage Zeit be-
nötigt. 
 
Der Ablauf der Durchführung ist klar strukturiert. Die vier Tage werden in 
jeweils vier Arbeitseinheiten à 90 Minuten unterteilt. Es wechseln sich Bei-
träge aus Expertensicht bezüglich der Problemerläuterung, den 
Lösungsansätzen und der Positionsdarlegung  mit der Gruppenarbeit ab. 
Hierfür werden Kleingruppen in wechselnder Besetzung gebildet, um eine 
Meinungsführerschaft einzelner zu verhindern. Den überwiegenden Teil 
der Arbeit nimmt die Aufnahme der Vielzahl von Informationen in An-
spruch. Zu den Arbeitseinheiten kann auch eine Begehung des 
Planungsgebietes gehören. Die sachliche Vorgehensweise, die durch die 
Verarbeitung der zur Verfügung gestellten Informationen entsteht, be-
grenzt gruppendynamische Effekte. 
 
Aus der Aufbereitung und Auswertung der Ergebnisse wird von den Mode-
ratoren ein Bürgergutachten erstellt. Das kann bei mehreren 
Planungszellen bis zu einem Jahr dauern. Mit der Fertigstellung wird das 
Gutachten dem Auftraggeber überreicht.  
 

                                      
23 Dienel, 1997 
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3.2.8 Appreciative Inquiry-Konferenz24 

Die Appreciative Inquiry-Konferenz (AI-Summit) wurde in der zweiten 
Hälfte der neunziger Jahre zur Großgruppenmethode weiterentwickelt. Bis 
dahin wurde sie als Appreciative Inquiry (AI) als Kleingruppenmethode in 
der Organisations- und Teamentwicklung eingesetzt. Auch hier hat sich 
die deutsche Übersetzung „Wertschätzende Untersuchung und Erkun-
dung“ nicht durchgesetzt. Nicht die Beseitigung von Defiziten ist der 
Ausgangspunkt für diese Methode, sondern ein positiver Denkansatz, der 
einen Wandel bewirken soll. 
 
 

Discovery

Dreaming

Design

Destiny

 
Abbildung 3: 4-D Zyklus 

 
Zwischen 30 und 2000 Teilnehmer können an dieser zwei bis vier Tage 
dauernden Werkstatt teilnehmen. Im Vorfeld können durch Interviews 
Grundlagen ermittelt werden. Damit wird schon vorher ein Instrument des 
AI-Summit eingesetzt, nämlich die gegenseitige Befragung. Dadurch kön-
nen die Bürger außerdem zur Teilnahme motiviert werden, indem ihre 
Aufmerksamkeit geweckt wird. Der Veränderungswille muss bei allen Mit-
wirkenden vorhanden sein, um die Ergebnisse umsetzen zu können. Bei 
der Vorbereitung sollen Vertreter aller Interessenslagen mitwirken, um 
schon hier ein Abbild des gesamten Systems Stadt einzubinden. Sie for-
mulieren die Fragen zu den Kernthemen der Konferenz, die sich auf die  
Qualitäten des betreffenden Stadtquartiers beziehen. 
 
Die Durchführung erfolgt nach dem sogenannten 4-D-Zyklus (s. Abb. 3): 
Discovery, Dreaming, Design und Destiny. In der ersten Phase (Discove-
ry) geht es um das Entdecken und Erkunden. Die Teilnehmer erhalten den 
Interview-Leitfaden und befragen sich gegenseitig zu zweit oder in Klein-
gruppen bis zu acht Teilnehmern. Dabei sollen Geschichten erzählt 

                                      
24 vgl. Bonsen, zur/Maleh, 2001 
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werden, die positive Erlebnisse mit der Stadt bzw. Sanierungsgebiet zum 
Inhalt haben. Die eindrucksvollste Geschichte einer Gruppe wird auf ihre 
Erfolgsfaktoren hin untersucht und der Großgruppe vorgestellt. Die so 
aufgedeckten Potentiale bilden die Grundlage für den erwünschten Wan-
del. 
 
Die zweite Phase (Dreaming) dient dazu, Visionen zu entwickeln und zwar 
auf der Grundlage der zuvor gewonnenen Eindrücke. Dabei sollen die po-
sitiven Erlebnisse vermehrt werden. Sie ist mit der Phantasiephase der 
Zukunftswerkstatt (vgl. Kap. 3.2.4) vergleichbar. 
 
In der dritten Phase (Design) sollen die Zukunftsideen konkretisiert wer-
den; und zwar mit Hilfe der schon bekannten Erfolgsfaktoren aus der 
ersten Phase. Die daraus resultierenden Projekte sollen durch erste Um-
setzungsschritte skizziert werden. 
 
Die Umsetzung soll durch die vierte Phase (Destiny) erfolgen. Dazu bietet 
es sich an, Maßnahmen und Projekte in ein Gesamtkonzept zu integrieren. 
Einzelne Vorhaben, die bereits ausgereift sind, können schon auf den Weg 
gebracht werden. 
 
 
3.3 Ausgewählte Anwendungsbeispiele 

Auch wenn an dieser Stelle nur ein vergleichsweise kleiner Ausschnitt 
durchgeführter Bürgerbeteiligungen gezeigt werden kann, soll dennoch an 
ausgewählten Beispielen die Umsetzung der Maßnahmen anschaulich ge-
macht werden können. 
 
 
3.3.1 Kassel: Ideenwettbewerb  

Für die Umgestaltung des Königplatzes und dessen Randbebauung in Kas-
sel sollte ein Architekturwettbewerb durchgeführt werden. Dabei sollten 
auch die Bürger im Vorfeld des Wettbewerbs einbezogen werden. Peter 
Jokusch von der Universität Kassel, der an der Durchführung beteiligt 
war, schrieb eine Fallstudie darüber25.  
 
In dem vorgeschalteten Wettbewerb sollten die Bürger ausdrücken, was 
ihnen an der gegenwärtigen Situation missfällt und was nach ihrer Mei-
nung geändert werden sollte. Dieser Vorgang wurde in vier Stufen 
unterteilt. 
 
1. Zur Umsetzung wurden auch Instrumente eingesetzt, wie sie bei der 
Gebäudeevaluierung26 zum Einsatz kommen. Dabei soll ermittelt werden, 
ob das Bauwerk im Betrieb den durch seine Nutzer gestellten Anforderun-
gen genügt. Zuerst wurden die Nutzer der Gebäude zu bestehenden 
Mängeln und Problemen der Umgebung befragt. Gleichzeitig wurde eine 
                                      
25 Jokusch, 1989, S. 35 ff 
26 vgl. Preiser, 1989; Dieckmann et al., 1998 
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Bestandsaufnahme durchgeführt, bei der auch das Potential für eine Wie-
dernutzbarmachung untersucht wurde. Die individuellen Klagen der 
Anlieger des Königsplatzes wurden den Ergebnissen der Datenermittlung 
entgegengestellt. Die subjektiven Klagen sollten gegen die objektive Da-
tenermittlung abgewogen werden. Zur Vorbereitung gehörte auch eine 
Untersuchung der Geschichte, Entwicklung und Gegenwart des Platzes, 
wobei Mängel und Fehler aufgedeckt werden sollten. Passanten wurden 
über ihre Kritik, Positives und Unerwünschtes, interviewt. Um die Teil-
nahmebereitschaft anzuregen, wurden Entwurfskizzen mit ersten Ideen 
zur Umgestaltung präsentiert, die teils auf Anregungen der Befragten ba-
sierten. 
 
2. Auf der Grundlage der Ergebnisse wurde mit Hilfe der Lokalpresse der 
Wettbewerb initiiert. Mit dieser Maßnahme wollte man sich an den Stolz 
und das Bewusstsein der Bürger für ihre Stadt wenden und ein öffentliche 
Debatte über den Stellenwert der Innenstadt erreichen. An dem öffentli-
chen Wettbewerb sollten möglichst viele Bürger teilnehmen. Deshalb 
konnten sie entweder Fragebögen mit Ja-Nein-Antwortmöglichkeiten aus-
füllen, schriftliche Stellungnahmen abgeben, oder Zeichnungen 
einsenden. 
 
3. Die Wettbewerbsergebnisse wurden von Vertretern des Stadtplanungs-
amtes, einem Journalisten und Vertretern der Händler beurteilt und 
bewertet. Danach wurden sie veröffentlicht und eine Diskussion mit den 
Bürgern über die Ergebnisse und Alternativen geführt. Dabei ging es auch 
um die Einschätzung des Prozesses durch die Bürger. 
 
Zu den Ergebnissen gehörten nicht nur Vorschläge für die Umgestaltung. 
Es wurden auch Sorgen und Ängste formuliert. Das Spektrum reichte von 
Existenzängsten durch die Konkurrenz neuer Einzelhändler bis hin zur 
Sorge, dass der Platz durch die Veränderung seinen historischen Wieder-
erkennungswert verliert. Andere erachteten die Verkehrsführung und die 
Berücksichtigung der Straßenbahn als wichtig und machten Vorschläge 
dazu. Zur Nutzung gab es die Meinung, jede Form von Kommerz zu ver-
bieten, oder statt der ansässigen Händler nur noch Flohmärkte 
zuzulassen. Es könnte Raum für kulturelle Veranstaltungen geschaffen 
werden, da in der Innenstadt dafür kein ausreichendes Angebot besteht. 
Einige Bürger vertraten auch die Ansicht, dass die vorherrschenden Prob-
leme soziale Ursachen haben, die durch städtebauliche Maßnahmen nicht 
gelöst werden. Die Investitionen sollten für den Umweltschutz oder für 
den Wohnungsbau eingesetzt werden. Es wurde auch angezweifelt, ob 
überhaupt ausreichend finanzielle Mittel bereitstehen, um die Planungen 
umzusetzen.  
 
4. In den parallel vorbereiteten Unterlagen zu dem Architekturwettbewerb 
flossen die Ergebnisse der Bürgerbeteiligung ein. Den ersten Preis erhielt 
ein Vorschlag, der viele von den Bürgern geforderte Punkte enthielt. Die 
Erkenntnisse aus dieser Beteiligung waren vielfältig. Laien besitzen zwar 
nicht das Verständnis Baupläne oder Entwürfe zu zeichnen oder im Detail 
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zu verstehen. Sie können aber einzelne verbale oder graphische Codes 
der Planer als Kommunikationstechniken nutzen, um ihre Ideen darzustel-
len.  
 
 
3.3.2 Osnabrück: Beteiligung per Internet 

Die Stadt Osnabrück27 bietet auf ihrer Home Page den Bürgern an, sich 
online an Verfahren zu beteiligen. Den ersten Einstieg bieten die ‚Bürger-
foren’, die in den Stadtteilen vor Ort durchgeführt werden und ab Januar 
2007 die Ortsräte der Stadtteile ersetzen. Die Foren bieten Gelegenheit, 
Anregungen, Anliegen und Wünsche zu äußern. Die Stadt wird durch den 
Oberbürgermeister oder den Bürgermeister und Vertreter der Ratsfraktio-
nen vertreten. Den Bürgern wird über die Entwicklung der Stadtplanung 
in ihrem Quartier berichtet. Außerdem werden offene Fragen der voran-
gegangenen Sitzung geklärt. Zu den Sitzungsthemen kann jeder Bürger 
sich per Online-Formular anmelden. Der Ablauf der Sitzungen wird be-
schrieben und die Termine bekannt gegeben. Die Ergebnisse werden als 
PDF-Datei in das Netz gestellt. 
 
Zur Bürgerbeteiligung wird hier auch ehrenamtliche Arbeit gezählt, wozu 
unter der Rubrik ‚Freiwilligenagentur’ weiterführende Links zusammenge-
stellt sind. 
 
Der Punkt ‚Bebauungspläne’ führt den Benutzer zu einer Liste aller aktuell 
ausgelegten Bebauungspläne. Hier sind Pläne und Informationen bereit-
gestellt, die auch im PDF-Format zur Verfügung stehen. Ein Online-
Formular erlaubt eine unmittelbare Stellungnahme. Zusätzlich werden die 
wichtigsten Fachbegriffe erklärt. 
 
Die ‚Agenda 21’ ist ein Forum für Projektideen, bei dem ehrenamtlich täti-
ge Bürger und Vertreter von Unternehmen und Institutionen in 
Arbeitskreisen zusammen arbeiten. Die Themen beziehen sich auf die 
Weiterentwicklung der Stadt. 
 
Die Stadt Osnabrück wünscht ausdrücklich die Beteiligung der Bürger. Un-
ter der Rubrik ‚Stadtplanung’28 werden Sanierungsgebiete vorgestellt und 
öffentlich diskutiert. Dabei werden die Stellungnahmen gesammelt, bevor 
zielgerichtete Beschlüsse gefasst werden. Die Qualität des Internetauf-
tritts brachte der Stadt ein gutes Abschneiden in einer Studie aus dem 
Jahr 200529, die von der Initiative eParticipation30 durchgeführt wurde. In 
dieser Ranking-Studie zur internetgestützten Bürgerbeteiligung wird be-
sonders darauf hingewiesen, dass die Beiträge aus der Bürgerbeteiligung 
sichtbar in die Beschlüsse einfließen. 

                                      
27 s. www.osnabrueck.de, Stand: August 2006 
28 s. www.osnabrueck.de/5905.asp, Stand: August 2006 
29 vgl. www.initiative-eparticipation.de/studie.html, Stand: August 2006 
30 Teilnehmer u. a. binary-objects – web software, Fraunhofer E-Governement-Zentrum, 
politik-digital.de, Zeschmann & Partner 
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Die Stadt Osnabrück verbindet die Vorteile des Internets, die in der nied-
rigen Hemmschwelle zum Mitmachen, der zeitlichen Unabhängigkeit und 
der Schnelligkeit im Informationsaustausch liegen, mit den Präsensver-
fahren, wie beispielsweise die Bürgerforen, in den Stadtteilen. 
 
 
3.3.3 Regensburg: Runder Tisch 

In der bayerischen Stadt Regensburg31 wird seit 1984 der Bau einer 
Stadthalle als Kultur- und Kongresszentrum geplant. Der Handlungsbedarf 
wurde durch zwei Marktanalysen festgestellt. Das erste Gutachten wurde 
1989 von der Kultur-Congressbau-Consult erstellt. Das zweite im Jahr 
1998 durch die Städtebau GmbH. Es wurde eine wirtschaftliche Aufwer-
tung der Stadt zum Industrie- und Dienstleistungszentrum der Region 
festgestellt. Gleichzeitig stellte sich heraus, dass nicht genügend Ta-
gungsorte in ausreichender Größe vorhanden sind. Durch einen 
zentrumsnahen Standort sollen Potentiale der Tourismusindustrie genutzt 
werden. Die Stadthalle soll außerdem den Rahmen für gesellschaftliche 
Ereignisse und kulturelle Veranstaltungen bieten. 
 
Ende der achtziger Jahren wurde daraufhin ein Ideenwettbewerb und ein 
Realisierungswettbewerb durchgeführt. Das Ergebnis ist nicht umgesetzt 
worden und die Planung ruhte dann bis zum Jahr 1996, als bei der 
Bürgerbefragung ‚Leben in Regensburg’ das Fehlen einer Stadthalle am 
häufigsten genannt wurde. Bei einer Standortuntersuchung durch die 
Stadtbau GmbH wurde unter mehreren Alternativen der Standort Donau-
markt favorisiert. Der Gestaltungsbeirat der Stadt kam zu der Einschät-
zung, dass dieser Ort aus städtebaulicher Sicht besonders geeignet sei. 
 
Im Jahr 1999 wurde dann ein kombinierter Bürgerentscheid durchgeführt, 
der zum Ergebnis hatte, dass eine Mehrheit der Regensburger den Bau 
einer Stadt- und Kongresshalle befürwortet. Gleichzeitig entschied sich 
aber auch eine Mehrheit gegen den Standort Donaumarkt.  
 
Als Ausweg aus der verfahrenen Situation um die Standortfrage, be-
schloss der Stadtrat im Jahr 2000 die Durchführung eines moderierten 
Bürgerbeteiligungsverfahrens unter der Mitwirkung von Experten, Vertre-
tern stadtrelevanter Bürgervereinigungen und Interessenverbänden. Nach 
Prüfung der möglichen Methoden entschied man sich für den ‚Runden 
Tisch’ (vgl. Kap. 3.2.2). 
 
Die Teilnehmer wurden sorgfältig ausgesucht, um ein repräsentatives Ab-
bild zu schaffen. Dazu wurden im Vorfeld 64 Gespräche geführt, letztlich 
konnten 22 unterschiedliche Interessengruppen integriert werden. In der 
Zusammensetzung sollte eine Beeinflussung durch die Politik verhindert 
werden. Dazu wurde der Runde Tisch von den vier Moderatorinnen, die 
beauftragt wurden, strukturiert. Es gab einen inneren und einen äußeren 
Kreis. Der innere bestand aus den Teilnehmern der Runden Tisches und 

                                      
31 Quelle: www.regensburg.de/kulturundkongress/rkk Stand: Juni 2006 
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der äußere aus den Experten zur Beratung und Bereitstellung von Infor-
mationen. Um eine Schnittstelle mit den Bürgern zu schaffen, die 
mitwirken wollten, aber nicht am Runden Tisch vertreten waren, wurden 
nach skandinavischen Vorbild zwei Ombudsleute aus einer Gruppe von 
Bewerbern ausgelost. Sie hatten die Aufgabe, zweimal wöchentlich an 
zentraler Stelle allen Interessierten den Stand der Diskussion vorzustel-
len. Für die Präsentation in der Öffentlichkeit stand ein Sprecherrat, 
bestehend aus vier Teilnehmern, zur Verfügung. Er war neben den Mode-
ratorinnen der Ansprechpartner für die Medien und er verfasste auch 
Pressemitteilungen. 
 
Die Ziele wurden der kontroversen Ausgangslage entsprechend festge-
legt: 
 

• Transparenz schaffen über den Stand der 
Planung und die Entscheidungsabläufe 

• eine faire Entscheidung, d.h. die Interessen 
aller Beteiligten berücksichtigende Diskussion 
herbeiführen 

• Vertrauen schaffen und gegenseitiges Ver- 
ständnis für die unterschiedlichen Inter- 
essen 

• Handlungsspielräume ausloten und eröffnen 

• Transparenz der Kriterien für die Auswahl 
der Standorte und der Standortentschei- 
dungen sicherzustellen. 
 

Zwischen dem 30.06.2000 und dem 12.01.2001 wurden sieben Sitzungen 
des Runden Tisches durchgeführt. Die Regelungen für den Ablauf wurden 
in einer Geschäftsordnung festgelegt, die aus acht Teilen bestand: 
 

1. Zielsetzung, Aufgaben und Zeitrahmen 

2. Zusammensetzung, Aufgaben und Pflichten 

3. Moderatorinnen 

4. Sitzungen und Tagesordnungen 

5. Umgang mit der Presse und den Medien 

6. Kosten 

7. Zeitplan 

8. Verhaltensregeln 
 
Zum Abschluss entstand ein Katalog an Vorschlägen und Begründungen, 
der dem Stadtrat übergeben wurde. Darin wurde der erzielte Konsens    
über die Themen ‚Charakter des Kultur- und Kongresszentrums’, ‚Empfeh-
lungen zum Raumprogramm’, ‚Empfehlungen zur inhaltlichen und 
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organisatorischen Ausrichtung’ und ‚Empfehlungen zum Standort doku-
mentiert’. Für die Standortwahl, dem Hauptanliegen, wurde eine 
detaillierte Kriterienliste zur Überprüfung der Standortalternativen erstellt. 
Sie listet sehr wichtige, wichtige und weniger wichtige Kriterien auf. 
 
Da es keine einstimmige Empfehlung für einen Standort gab, wurde ein 
Meinungsbild zur Ergebnissicherung festgehalten. Weil der durch den Bür-
gerentscheid abgelehnte Standort Donaumarkt nicht ausgeschlossen 
wurde, verließen zwei Vertreter die Runde. Am Ende entschieden sich 17 
von 19 Teilnehmern für den Donaumarkt. Es wurde empfohlen, weitere 
Standortalternativen vorzulegen, für die nochmals Bürgerbeteiligungen 
durchgeführt werden. Voraussetzung ist eine fundierte Information durch 
den Runden Tisch. 
 
Die Stadt Regensburg führte daraufhin Anfang 2004 in einer ersten Phase 
eine europaweite Ausschreibung durch, bei der Architekten und Investo-
renteams ihr Interesse am Bau des Kultur- und Kongresszentrums 
bekunden konnten. Für eine zweite Phase wurden aus allen Bewerbern 16 
ausgewählt. Sie konnten sich einen der vier Standorte, die der Runde 
Tisch untersucht hatte, selbst aussuchen und einen Entwurf dafür vorle-
gen. 12 Bietergemeinschaften gaben dann ihre Angebote ab. Davon  
bezogen sich 11 auf den Standort Donaumarkt.  
 
Bei einem zweiten Bürgerentscheid Ende 2004 wurde der Standort Do-
naumarkt erneut abgelehnt, der Bau der Stadthalle aber weiterhin 
befürwortet. Aus Gründen der Chancengleichheit wurde die zweite Phase 
wiederholt, weil sich die deutliche Mehrheit der Bieter für den Donaumarkt 
entschieden hatte. Diesmal standen nur noch zwei Standorte zur Auswahl. 
 
An diesem Beispiel zeigt sich, dass mit der Bürgerbeteiligung keine end-
gültige Lösung gefunden wurde, dafür aber eine Basis schuf, die einen 
Fortgang der Planungen zum Kultur- und Kongresszentrum ermöglichte. 
Die kontrovers geführte Debatte wurde entspannt, die Politik rückte von 
ihrer Festlegung auf den Standort Donaumarkt zunächst ab. 
 
In der aktuellen Diskussion32 ist der Alternativstandort wieder verworfen, 
da sich auf dem Grundstück Altlasten befinden. Die Stadt setzt sich wie-
derum für den Standort Donaumarkt ein. Die Ergebnisse einen Ideen- und 
Realisierungswettbewerbs sollten im Juni den Bürgern zur Bewertung vor-
gestellt werden, doch zuvor wurde ein neues Bürgerbegehren gegen den 
Standort Donaumarkt beantragt. Damit ist der Prozess wieder unterbro-
chen und es wird voraussichtlich zu einem dritten Bürgerentscheid 
kommen. 
 
 
 

                                      
32 Quelle: „Wenn es so weitergeht, gibt es keine Stadthalle“, Mittelbayerische Zeitung, 
21.07.2006 
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3.3.4 Freiburg: Bürgerforum33 (I) 

In Freiburg entstand 1992 durch die Entwidmung eines Kasernengeländes 
das Planungsgebiet ‚Vauban’ (s. Abb. 4 u. 5). Zur Schaffung eines neuen 
Quartiers musste die gesamte Infrastruktur, insbesondere Kindergärten, 
Schulen und Einkaufsmöglichkeiten. 
 

 
Abbildung 4: Luftbild Vauban, 199634 

 
Für die Planungen wurde eine Bürgerbeteiligung vorgesehen, die über den 
gesetzlichen Rahmen hinausgeht. Darum wurde das Projekt ‚Nachhaltiger 
Modellstadtteil Vauban’ gegründet. Die Bürger angrenzender Stadtteile 
haben zur Umsetzung der Idee einen Bürgerverein gegründet. Aktuell 
musste der Verein die Insolvenz anmelden, wogegen er aber Widerspruch 
eingelegt hat. Die Arbeit wird in einem Stadtteilverein vorerst fortgesetzt. 
 
Zu den Themen ‚Energieeinsparung’, ‚Verkehrsreduzierung’, ‚soziale In-
tegration’ und ‚Entwicklung nachhaltiger Nachbarschaften’ bildeten sich 
Arbeitskreise, die am Ende eines Zeitrahmens Zwischenberichte erstellte. 
Der Verein hatte ein eigenes Büro auf dem Gelände und übernahm nach 
Abschluss der Bauleitplanung auch Beratungstätigkeiten für Bauwillige. 
 
Zur Durchführung des Bürgerforums arbeiteten 5 – 7 Mitarbeiter der 
Stadtverwaltung nur für das Projekt Vauban. Durch eine genau festgeleg-
te Organisationsstruktur und allgemeine Vorgaben im B-Plan konnten 
besonders in ökologischer Hinsicht Erfolge erzielt werden. Dazu gehörte 
die Verteilung der Grundstücke zur Errichtung von Niedrigenergiehäusern, 
eine verdichtete Bauweise u. ä. mehr. Es wurde auf einen ständigen In-
formationsaustausch zwischen Bürgern und Verwaltung geachtet und bei 
Bedarf zusätzlich Runde Tische gebildet oder Workshops durchgeführt. 
 
                                      
33 vgl. www.quartier-vauban.de Stand: August 2006 
34 Quelle: www.quartier-vauban.de, Stand: August 2006, Foto: Stuttgarter Luftbil Elsässer 
GmbH, 1996 



3 Weitergehende Formen der Bürgerbeteiligung 

Seite 42  

 
Abbildung 5: Luftbild Vauban, 200235 

 
Zu den wichtigsten Erkenntnissen gehört, dass die Bürgerforen einen Bei-
trag zum Ausgleich zwischen unterschiedlichen sozialen Gruppen leisten 
kann und eine gute Plattform für die Vermittlung der Bürgerinteressen bei 
politischen Entscheidungen bietet. Besonders für kleinere Gruppen wer-
den finanzielle Fördermittel benötigt. 
 
 
3.3.5 Stuttgart: Bürgerforum (II)36 

Auch in Stuttgart wollte man die Arbeit eines Bürgerforums als ‚Offene 
Bürgerbeteiligung Stuttgart 21’ nutzen. In Stuttgart wurde ein innerstäd-
tisches Gleisareal der Bundesbahn freigesetzt, auf dem Wohn- und 
Geschäftsbauten entstehen sollten. Im März 1997 begann dann eine 
viermonatige Arbeitsphase des Bürgerforums, die von einem externen 
Moderator geleitet wurde. An 15 Arbeitskreisen beteiligten sich rund 200 
Bürger. 
 
Schon während der Bürgerbeteiligung wurde am Rahmenplan gearbeitet. 
Aus den Ergebnissen der Beteiligung wurde letztendlich nur eine zusätzli-
che Straßenbahnhaltestelle berücksichtigt. Eine erwünschte Ausdehnung 
des Wohnungsanteils und geforderte Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung 
flossen nicht in die Planungen ein. Dadurch entstand der Eindruck, dass 
die Arbeit des Forums nicht ernst genommen würde, was für die Teilneh-
mer enttäuschend war. Das Planungsklima wurde dadurch nicht 
verbessert. 
 
Die Stadt Stuttgart hat seitdem vermehrt weitergehende Bürgerbeteili-
gungen durchgeführt. Die aktuelle Entwicklung will diese Tendenz noch 
verstärken37. 
                                      
35Quelle: www.quartier-vauban.de, Stand: August 2006, Foto: Erich Meyer, Luftaufnah-
men 
36 vgl. Jehle, Stefan „Risikofaktor Bürger“, Deutsche Bauzeitung, 06/99, S. 28 f. 
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3.3.6 Regensburg (II): Planungszelle38 

Die Stadt Regensburg stellt eine Stadtentwicklungsplanung auf, die einen 
Zeitraum von 10 – 15 Jahren abbildet. Dafür werden Leitziele und Leitpro-
jekte für die Stadtentwicklung festgelegt. Im Rahmen des ‚Regenburg-
Plans 2000’ wurden Planungszellen gegründet, die das Bürgergutachten 
‚Perspektiven für Regensburg’ erstellten. Daran waren insgesamt 227 
Bürger beteiligt, die sich auf neun Planungszellen verteilten. 
 
Die Themen wurden nach den Inhalten der Stadtentwicklungsplanung 
formuliert: 
 

• Raumstruktur und Städtebau 

• Natur und Umwelt 

• Wirtschaft und Arbeit 

• Wohnen in Regensburg 

• Mobilität und Verkehr 

• Soziales und Sport 

• Kultur und Bildung 
 
Die Planungszellen erhielten den Auftrag, eigene Leitziele und –projekte 
zu formulieren. An den vier Arbeitstagen wurde durch Experten oder Inte-
ressenvertretern durch Impulsreferate, Hearings oder Ortsbegehungen 
der Einstieg in Einzelaspekte der Themen geleistet. Die anschließende 
Diskussion unter den Teilnehmern sorgte für die Lösungsfindung. 
 
In dem Bürgergutachten befinden sich die Ergebnisse und Statistiken über 
das Votum der Teilnehmer zu den erarbeiteten Vorschlägen. Es wurden 
189 Einzelprojekte vorgeschlagen. Dabei hatte der Bereich Stadtgestal-
tung den mit Abstand höchsten Stellenwert. Als letzten Arbeitsschritt 
verglich man den Inhalt des Gutachtens mit dem Stadtentwicklungsplan 
der Verwaltung, dessen Inhalt bis dahin nicht bekannt war. Die kritische 
Auseinandersetzung in Kleingruppen führte zu Ergänzungsvorschlägen. 
 
Es bestand schon im Vorfeld Klarheit darüber, dass die Zielvorstellungen 
der Planungszelle nur ansatzweise in die Stadtplanung eingebracht wer-
den konnten. Das Verfahren wurde mehrheitlich mit gut bis sehr gut 
beurteilt und die Teilnehmer sprachen sich deutlich für eine Weiteremp-
fehlung aus. 

                                                                                                            
37 s. Anhang, S. 6 
38 vgl. www.planungszelle-regensburg.de, Stand: August 2006 
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4 Praxisbeispiel Einkaufszentrum Minden 

Die Planung des Einkaufszentrums in Minden soll als aktuelles Beispiel im 
Kontext der zuvor dargestellten Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung un-
tersucht werden. Zum besseren Verständnis der Benennung sei darauf 
verwiesen, dass der Rat der Stadt nach § 3 der Hauptsatzung die Be-
zeichnung „Stadtverordnetenversammlung“ trägt und die Mitglieder des 
Rates die Bezeichnung „Stadtverordnete“ führen. 
 
 
4.1 Ausgangssituation 

Die Stadt Minden gilt mit ca. 83.000 Einwohnern als Mittelzentrum. Der 
Einzelhandel der Innenstadt (s. Abb. 6) steht in direkter Konkurrenz zu 
zwei Einkaufszentren in den Nachbarstädten. Das eine liegt an der südli-
chen Stadtgrenze in Barkhausen, einer Gemeinde der Stadt Porta 
Westfalica. Das andere befindet sich im etwa 20 km entfernten Bad       
Oeynhausen. 
 

 
Abbildung 6: Mindener Fußgängerzone39 

 
In der Mindener Innenstadt stehen Ladenlokale leer. Nach Auskunft des 
Stadtplanungsamtes beträgt die Leerstandsquote 16 %, was in etwa dem 
durchschnittlichen Bundeswert entspricht. Im Innenstadtbereich stehen 

                                      
39 Quelle: www.minden.de/sites/rathaus/fachbereiche/fachb5/gsm/index.htm, Stand: Au-
gust 2006 
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somit rund 70 von rund 430 Einzelhandelslokalen und Gastronomieein-
richtungen leer40. Ein Ausdruck für den Umsatzrückgang ist die Tatsache, 
dass sich inzwischen einige Niedrigpreis-Einzelhändler angesiedelt haben, 
die nur Verkaufsflächen mit niedrigen Mieten nutzen. 
 
Um die ungenutzten Ladenlokale besser vermarkten zu können, vergab 
die Stadt Minden 2004 an die „Mindener Parkhaus GmbH“ den Auftrag, 
ein Geschäftsflächenmanagement41 einzurichten. In der Vorbereitung dar-
auf wurde seitens der Stadt eine Bestandsaufnahme sämtlicher 
Gewerbeflächen in den Erdgeschossen durchgeführt. Unter dem Namen 
„Mindener Frei-Räume – das Geschäftsflächenmanagement“42 soll es Im-
mobilienbesitzern ermöglicht werden, im Internet eine zentrale Plattform 
zu nutzen. Die Betreiber der Seite weisen darauf hin, welche Vorzüge die 
Einkaufszone besitzt und welcher Bedarf im Bereich Einzelhandel und 
Gastronomie noch gedeckt werden sollte. Dieses Angebot wird derzeit nur 
von 18 Eigentümern wahrgenommen, um ihre Geschäfte anzubieten. Ak-
tuell43 sind davon zwei nicht mehr verfügbar. 
 

 
Abbildung 7: Umgestaltung des Kaufhauses am Scharn44 
 
Innerhalb der letzten drei Jahre kam es vor allem im Bereich der Bäcker-
straße durch Umbau- und Sanierungsmaßnahmen in einzelnen Gebäuden 
zu Veränderungen. Es entstanden modernisierte Verkaufsflächen im Be-
reich Buchhandel, Textil- und Schuhhandel und Optik. Außerdem besteht 
für den Scharn die Planung eines heimischen Kaufhauses45, die Verkaufs-
fläche zu erweitern (s. Abb. 7) und teilweise an andere Anbieter zu 
vermieten. Zu diesem Zweck wurde eine angrenzende Immobilie erwo-
ben, die vormals als Sparkesse genutzt wurde und für die Erweiterung 
abgerissen werden soll. 
 

                                      
40 s. Sitzungsdrucksache 32/2006, Stadt Minden, S. 5, 14.02.2006 
41 s. Mindener Tageblatt vom 21.12.04 
42 s. www.mindener-freiraeume.de, Stand: August 2006 
43 Stand: 09.08.2006 
44 Entwürfe: Blocher, Blocher und Partner 
45 Quelle: Amtage, „Neubau schafft attraktives Umfeld“, MT, 2004 
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Mit der „Minden Marketing GmbH“, an der die Stadt Minden zu 30 % be-
teiligt ist46, soll der Wirtschaftsstandort gestärkt werden. Mit Hilfe des 
Internetauftritts47 soll der Bekanntheitsgrad der Stadt gesteigert werden. 
Dafür wirbt man mit kulturellen Angeboten, Terminen von Veranstaltun-
gen und anderem Wissenswerten. 
 
Die Innenstadt ist, neben der Versorgungsfunktion, auch als Ort des kul-
turellen Lebens zu sehen. Das Stadttheater, die Stadthalle und das 
Bürgerzentrum befinden sich in zentraler Lage. Die Fußgängerzone mit ih-
ren Plätzen bildet den Rahmen für zahlreiche Veranstaltungen, wie 
beispielsweise das Stadtfest, das Freischießen und Konzerte. Der Dom, 
Baudenkmäler (z. B. aus der Weserrenaissance), alte Bürgerhäuser sowie 
die Nachkriegsbebauung bestimmen das Erscheinungsbild der Stadt. Auf-
fallend ist die Gestaltung der Fußgängerzone, die kein einheitliches Bild 
abgibt. Verschiedenste Straßenpflaster und unterschiedliche Beleuch-
tungsarten heben die Zerfransung der unterschiedlichen Geschäftslagen 
zusätzlich hervor48. Die Einstufung der Geschäftslagen richtet sich nach 
dem Kundenaufkommen. Eine hohe Zahl erhält die Kennzeichnung 1a, 
angrenzende Bereiche werden als 1b bezeichnet. 
 

 
Abbildung 8: Rathausinnenhof49 

 
Dennoch ist die Gesamtsituation nicht zufriedenstellend. In zentraler Lage 
rund um den Rathausinnenhof (s. Abb. 8), wird der Handlungsbedarf 
deutlich. Die Leerstände sind gravierend und der öffentliche Raum ist im 
Vergleich zu der Hauptfußgängerzone (Markt, Scharn, Bäckerstraße) we-
nig frequentiert. Dieser Zustand besteht schon seit längerer Zeit. Deshalb 
wurde bereits im September 2004 nach einjähriger Vorbereitungszeit die 
„ISG – Immobilien- und Standortgemeinschaft Ratsquartier Minden“50 ge-

                                      
46 s. www.minden.de/sites/wirtschaft/staedtge.html, Stand: Januar 2005 
47 s. www.minden-marketing.de, Stand: August 2006 
48 vgl. Junker und Kruse, 1997 
49 Quelle: www.mindener-freiraeume.de, Stand: August 2006 
50 s. Mindener Tageblatt vom 30.10.2004 und 15.07.2006 
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gründet. Diese Interessengemeinschaft von Eigentümern und Geschäfts-
leuten wollte eine Stabilisierung und Aufwertung des Rathausinnenhofes 
erreichen. 
 
Die Schließung eines traditionsreichen Haushaltswarengeschäftes mit di-
rekter Anbindung zum Scharn verursachte nach Ansicht der 
Gründungsmitglieder einen spürbaren Kundenrückgang für die verbliebe-
nen kleineren Geschäfte. Es sollten sich möglichst viele der Betroffenen 
Anlieger beteiligen. Die Aufgabenstellung war es, besondere Projekte zu 
Marketing, Angebotsgestaltung und Erscheinungsbild zu entwickeln und 
umzusetzen. ISG-Projekte werden von der Landesregierung finanziell un-
terstützt, die Regulierung erfolgt unter Beratung der Stadtverwaltung. 
Eine Angebotserweiterung oder eine Veränderung des Erscheinungsbildes 
ist seitdem nicht erkennbar geworden. Die Initiative wurde im Juli 2006 
vorübergehend eingestellt, da die Planungen zum Einkaufszentrum an 
gleicher Stelle nach einer Stellungnahme des ISG-Sprechers keinen Sinn 
für eine Weiterarbeit ergäben. Die finanziellen Mittel sollen gegebenenfalls 
einer noch zu gründenden ISG in einem anderen Stadtquartier übertragen 
werden. 
 
 
4.1.1 Projektidee 

Die Stadt Minden hat einen städtebaulichen Missstand für das Rathaus-
quartier festgestellt (vgl. Kap. 2.1.2). Die Versorgungsfunktion ist nicht 
mehr in dem erwünschten Maß gegeben. Angeführt wird dafür der Zentra-
litätsverlust, das ist ein Wert, der durch das Verhältnis vom Umsatz zum 
Nachfragevolumen  ausdrückt. Die Ermittlung  des Wertes geschieht meist  
 

 
Abbildung 9: Rathaus, Anbau von 197851 

 
bei der Durchführung von Einzelhandelsuntersuchungen und ergab für 
Minden einen Rückgang von 139,8 im Jahr 2001 auf aktuell 128,452. Au-

                                      
51 Quelle: privat 
52 Quelle: Präsentation in der Einwohnerversammlung vom 10.05.2006 
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ßerdem entsprechen die baulichen Gegebenheiten nicht mehr den An-
sprüchen des Einzelhandels. Die Verkaufsflächen sind nicht groß genug 
und häufig über mehrere Ebenen verteilt. Der Rathausinnenhof hat einen 
Hinterhofcharakter. 
 
Der Bau eines Einkaufszentrums könne zu einer deutlichen Aufwertung 
und Belebung führen. Die dafür benötigte Fläche kann durch den Abriss 
des sanierungsbedürftigen Rathausanbaus von 1978 (s. Abb. 9) bereitge-
stellt werden. Die Errichtung eines neuen Rathauses in der Innenstadt 
wäre möglich, weil genügend Standorte vorhanden sind und die Finanzie-
rung aus dem Verkaufserlös des Grundstücks und durch die Ersparnis 
aufgrund geringerer Betriebskosten, realisiert werden kann. 
 
Eine weitere Maßnahme ist die Neugestaltung der Fußgängerzone und des 
Großen Domhofs. Außerdem sollen zusätzliche Parkmöglichkeiten ge-
schaffen werden. 
 
 
4.1.2 Zeitlicher Projektablauf 

Datum Vorgang 
Ende 2005 Projektidee und Anschreiben  

  an mögliche Projektentwickler 
02.03.06 Beschluss zum Erlass der  

  Sanierungssatzung 3 "Rathausquartier" 
02.03.06 Beschluss zur Planung eines  

  innerstädtischen Einkaufszentrums 
04.03.06 Amtliche Bekanntmachung  

  der Sanierungssatzung (Rechtskraft) 
25.04.06 Beschluss zur Anberaumung  

  einer öffentlichen Einwohnerversammlung 
27.04.06 Amtliche Bekanntmachung  

  der Einwohnerversammlung 
10.05.06 Öffentliche Einwohnerversammlung 
18.05.06 Entscheidung zur weiteren Zusammen- 

  arbeit mit einem Investor 
01.06.06 Informationsveranstaltung für  

  Eigentümer, Mieter und Pächter 
14.06.06 Änderung des Sanierungsrahmenplans 

  Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 896  
  Einkaufszentrum Innenstadt 
  Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 618 A 
  Beauftragung zur Durchführung der früh- 
  zeitigen Öffentlichkeits- und Behörden- 
  beteiligung 

22.06.06 Kooperationsvereinbarung mit  
  Multi Development Germany GmbH 

 
Tabelle 2: Zeitlicher Projektablauf 
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Im Spätsommer 2005 wurden verschiedene Projektentwickler angeschrie-
ben, ob auf der Fläche des Rathausanbaus von 1978 (s. Abb. 10) und 
einem Teil der Scharnbebauung  von 10.000 m² Größe, ein  Einkaufszent-  
 

 
Abbildung 10: Amtliche Bekanntmachung Sanierungssatzung53 
 

                                      
53 Quelle: Mindener Tageblatt, 04.03.2006 
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rum errichtet werden könne. Drei Interessenten54 gaben daraufhin ihre 
Vorschläge ab. Mit den vorliegenden Projektdaten konnten die Vorplanun-
gen beginnen. Als nächster Schritt wurde deshalb das Sanierungsgebiet 
förmlich festgelegt (s. Abb. 10). 
 
Auf die gesonderte Durchführung vorbereitender Untersuchungen konnte 
verzichtet werden, weil folgende Unterlagen bereits vorlagen: 
 

• Einzelhandelsstrukturuntersuchung von 
Junker & Kruse, 1997 

• Dokumentation „Stärken und Verbesserungs- 
potentiale“ von der Minden Marketing GmbH, 1999 

• Städtebauliches Einzelhandelkonzept 
der Stadt Minden, 2002 

• Regionales Einzelhandelskonzept für 
Ostwestfalen-Lippe der BBE Münster55, 2003 

• Einrichtung des Geschäftsflächenmanagements 
„Mindener Frei-Räume“, 2004 

• Einrichtung der „ISG-Ratsquartier Minden e. V.“, 2004 
 
Zusätzlich wurde noch die CIMA56 mit einer Einzelhandelsanalyse „Minden 
– Innenstadt“ beauftragt, die in Erarbeitung ist. 
 
Neben den oben beschriebenen Zielen werden auch Maßnahmen genannt, 
die im Zuge der Sanierung ergriffen werden. Kleinteilige Geschäftsflächen 
sollen zusammengelegt, die Hinterhöfe von Scharn und Bäckerstraße sol-
len neu geordnet, die Rathaustiefgarage soll erweitert und die 
Fußgängerzone soll als Verbindungselement gestaltet werden. Die Haus- 
und Grundstückseigentümer sollen intensiv beraten werden. Mit der Amt-
lichen  Bekanntmachung  vom  04.03.06 im  Mindener Tageblatt  trat  die  
 

 
Abbildung 11: Einladung zur Einwohnerversammlung57 

                                      
54 Multi Development Germany GmbH, Düsseldorf 
   ECE Projektmanagement GmbH & Co KG, Hamburg 
   mfi – Management für Immobilien, Essen 
55 s. www.bbe.muenster.de, Stand: August 2006 
56 s. www.cima.de, Stand: August 2006 
57 Quelle: Mindener Tageblatt vom 27.04.2006 
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Sanierungssatzung in Kraft. Der vollständige Inhalt der Satzung ist darin 
abgedruckt. In § 1 der Satzung wird das Sanierungsgebiet räumlich fest-
gelegt. Auf die Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen und 
öffentlichen Aufgabenträger wird in § 2 verwiesen und die Anwendung der 
besonderen sanierungsrechtlichen Maßnahmen wird im § 3 bestimmt. Das 
Inkrafttreten und die Hinweispflicht sind in § 4 berücksichtigt worden. 
 
Im folgenden Schritt wurde die öffentliche Einwohnerversammlung nach    
§ 23 GO NRW vorbereitet und am 27.04.2006 öffentlich bekannt gemacht 
(s. Abb. 11).  In der Versammlung am 10.05.2006 stellte Bürgermeister 
Buhre die Situation der Stadt Minden den etwa 200 anwesenden Bürgern 
dar. Anschließend erläuterte Herr Erzigkeit, der Leiter des Fachbereichs 5  
den Projektumfang und seine Auswirkungen auf das betreffende Quartier. 
Danach präsentierte Herr Naujock, Vertreter des Fachbereichs Stadtpla-
nung die drei Projektideen der Investoren. Auf die Beiträge der Bürger 
wird noch im Kapitel 4.2.1 näher eingegangen. 
 
In der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 18.05.2006 über 
die Zusammenarbeit mit einem der drei Investoren in geheimer Abstim-
mung58 entschieden. Den Zuschlag erhielt die Düsseldorfer Multi 
Development Germany (s. Kap. 4.1.3). Die  Stadt hielt die Festlegung auf 
einen Investor zu diesem Zeitpunkt für notwendig. Damit soll die Pla-
nungssicherheit für die Zusammenarbeit gegeben sein: Der 
Projektentwickler kann sich um die weitere Ausarbeitung, Konzeption, 
Grundstückserwerb und Gutachten kümmern. Die Stadt führt nur für ein 
Projekt die Bauleitplanung durch. Drei Parallelverfahren könnte sie perso-
nell und wirtschaftlich nicht erledigen. Für das weitere Vorgehen soll eine 
Kooperationsvereinbarung ausgearbeitet werden, die zu einem städtebau-
lichen Vertrag führen soll. Der erforderliche Rathausneubau soll durch den 
Grundstückserlös und niedrigere Betriebskosten ohne zusätzlichen Kos-
tenaufwand finanziert werden. 
 
Im nächsten Verfahrenschritt wurden die Eigentümer, Mieter und Pächter 
des Sanierungsgebietes schriftlich zu einer Informationsveranstaltung am 
01.06.2006 eingeladen. Darin wurde noch einmal auf den Anlass der Sa-
nierung eingegangen und auf die Rechtsfolgen der besonderen 
sanierungsrechtlichen Maßnahmen hingewiesen (s. Kap. 2.1.2). Bei der 
Informationsveranstaltung erfuhren die ca. 30 Anwesenden den aktuellen 
Entwicklungsstand. Herr Erzigkeit hielt dabei einen Vortrag, in dem der 
Projektumfang skizziert wurde. Neben der Errichtung des Einkaufszent-
rums gehören auch die Umgestaltung der Fußgängerzone, die 
Neugestaltung des Großen Domhofes, der Rathausersatz und andere flan-
kierende Maßnahmen dazu. Darunter ist die Fortführung des 
Geschäftsflächenmanagements, die Gründung von ISGs und die Stärkung 
des Wohnens in der oberen Altstadt und der Innenstadt zu verstehen. Als 
Vertreter von Multi Development (MD) stellte Herr Göring das Konzept 

                                      
58 s. Mindener Tageblatt, 19.05.2006 
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des Projektentwicklers vor. Die Reaktionen der Betroffenen in dieser In-
formationsveranstaltung sind im Kapitel 4.2.1 berücksichtigt. 
 
In der öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 
14.06.2006 wurde über die nächsten Schritte der Bauleitplanung abge-
stimmt. Der Sanierungsrahmenplan wurde geändert. Da für die 
Verwirklichung der Projektidee von MD nicht die gesamte Fläche benötigt 
wird, ist das Gebiet verkleinert worden (s. Abb. 12). 
 
Mit dem Entwurf zu einem neuen B-Plan sollen die neuen Ziele und der 
Zweck der zukünftigen Nutzung geregelt werden. Im Stadtgebiet bildet 
nicht ein F-Plan, sondern ein Sanierungsrahmenplan die Grundlage für die 
 

 
Abbildung 12: Änderung des Sanierungsgebietes59 

 
Aufstellung der B-Pläne. In dessen Darstellung muss der Bereich des Rat-
hauses, der als ‚Fläche für Gebäude und Einrichtungen für den 
Gemeinbedarf – Zweckbestimmung Öffentliche Verwaltungen’ festgelegt 
ist, in ‚Kerngebiet’60 umgewandelt werden. Die Ansiedlung von Vergnü-
gungsstätten und Spielhallen wird unter der Angabe anderer 
Ansiedlungsgelegenheiten ausgeschlossen. Da der neue B-Plan innerhalb 
des Sanierungsgebietes liegt, gelten die Bestimmungen der Sanierungs-
satzung. Als nächstes muss eine Umweltprüfung durchgeführt werden und 
die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wird anberaumt 
(vgl. Kap. 2.1.2). 
 
Bis zum Abschluss eines städtebaulichen Vertrages soll eine Kooperati-
onsvereinbarung die Verantwortlichkeiten zwischen der Stadt und MD 
regeln. In der Sitzung vom 22.06.2006 wurde sie beschlossen. Die 
Hauptaufgabe während der Laufzeit ist es, die Wirtschaftlichkeit festzu-

                                      
59 Quelle: Sitzungsdrucksache 109/2006 der Stadt Minden, 14.06.2006, Anhang 
60 vgl. § 7 BauNVO 
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stellen. Dabei steht für die Stadt im Vordergrund, dass für die Rathaus-
verlegung keine zusätzlichen Kosten entstehen. Diese Bedingung ist für 
die Realisierungsphase maßgebend. 
 
Der Kooperationsvertrag umfasst weitere Festsetzungen wie folgt: 
 
- Die Größe, Gestalt und übrigen Merkmale des Einkaufszentrums sind 
noch zu bestimmen, nach der aktuellen Einschätzung soll die Verkaufsflä-
che 18.000 m² groß sein. Angestrebt werden folgende Nutzungen: 
 

• Einzelhandel/Gastronomie 

• Lebensmittel-Nahversorgung 

• Elektronik-Fachmarkt 

• Büroflächen (inkl. Einer Option für 
das Rathaus)/ Dienstleistung 

• Parken 
 
- Eine mögliche Wohnnutzung kann durch den Investor bis um 
01.02.2007 vorgeschlagen werden. Für die Umsetzung wird die Zustim-
mung durch die Stadtverordnetenversammlung vorausgesetzt. 
 
- Der Vertrag sieht vor, dass die Planungen in Abstimmung mit der Stadt 
durchgeführt werden. Parallel dazu wird der städtebauliche Vertrag aus-
gehandelt. Der B-Plan soll durch einen Dritten erstellt werden, nachdem 
die Stadt den Aufstellungsbeschluss gefasst hat. Diese Maßnahmen sollen 
zeitnah entschieden werden. Auf jedem Fall liegt die endgültige Entschei-
dung bei dem Rat, es besteht keine Verpflichtung zur Realisierung. 
 
- Ein Projektleiter muss als ständiger Ansprechpartner zur Verfügung ste-
hen, um einen zügigen Ablauf zu garantieren. Dabei soll er auch zu der 
Vermarktung der Projektidee beitragen. Der Denkmalschutz ist zu beach-
ten und die Gestaltung ist auf die Architektur der Umgebung 
abzustimmen. Unter dem Großen Domhof ist eine Tiefgarage zu planen. 
 
- Die externen Kosten, beispielsweise für Gutachten oder Untersuchun-
gen, trägt der Investor, die Vertragsparteien tragen die internen Kosten 
selbst. Diese Regelung hat auch für den Rathausneubau Gültigkeit. 
 
- Während einer Dauer von 18 Monaten arbeiten Stadt und Investor ex-
klusiv zusammen, das bedeutet, dass in dieser Zeit keine Verhandlungen 
mit Konkurrenten geführt werden. Die Informationen und der Umgang mit 
Unterlagen wird vertraulich behandelt. Wird bis zum 01.05.2007 keine 
Entscheidung zum Rathausneubau getroffen, kann hierfür ein Dritter be-
auftragt werden.  
 
- Die Stadt verpflichtet sich, die Planungen bestmöglich zu unterstützen. 
Dazu gehören Termine bei übergeordneten Behörden und die Beschaffung 
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der Grundstücksflächen, die nicht im Besitz der Stadt sind. Wird das Vor-
haben vorzeitig durch eine Entscheidung der Stadt beendet, kommt sie 
für die entstandenen Kosten auf. Schadensersatzansprüche bestehen nur, 
wenn die Stadt gegen eine Vertragspunkt verstoßen hat. Die Kooperati-
onsvereinbarung läuft über einen Zeitraum von 18 Monaten, außer der 
städtebauliche Vertrag wird vorher abgeschlossen. Bei wichtigen Gründen, 
die eine Durchführung nicht möglich machen, kann der Vertrag gekündigt 
werden. Der Investor kann die rechte und Pflichten der Vereinbarung nur 
an Unternehmen übertragen, an denen er mit mindestens 50 % beteiligt 
ist. Einzelne Bestandteile des Vertrages können schriftlich geändert wer-
den, wenn sie gleichwertig ersetzt werden. 
 
- Die nächsten Verfahrensschritte61 sollen zeitlich folgendermaßen abge-
wickelt werden: 
 

• bis zum 4. Quartal 2007 läuft die 
Planungsphase 

• Abstimmung über die Durchführung 

• bis zum 1. Quartal 2009: 
Errichtung des neuen Rathauses 

• bis zum 1. Quartal 2011: 
Errichtung des Einkaufszentrums 

 
 
4.1.3 Projektentwickler 

Das Unternehmen Multi Development Germany GmbH (MD) wurde als 
Projektentwickler ausgewählt. Der Sitz der Firmenzentrale ist in den Nie-
derlanden, wo das Dachunternehmen, die Multi Corporation62, auch 
gegründet wurde. Das Tätigkeitsfeld dehnt sich auf 18 europäische Länder 
aus. Die Spezialisierung auf Einkaufszentren wird durch die Konzerntoch-
ter Multi Mall Management, zum Betreiben der Center, zusätzlich 
unterstützt. 
 
Stadtentwicklungskonzepte und architektonische Entwürfe liefert die ei-
gene Designgruppe T+T Design. Als Referenz werden Architekturpreise 
angegeben, den letzten erhielt die „Schlössle-Galerie“ in Pforzheim durch 
den International Council of Shopping Centers (ICSC Award 2006). Als 
Investor tritt die Investmentbank Morgan Stanley mit dem Morgan Stan-
ley Real Estate Fund als Finanzierer auf. 
 
Das Mindener Projekt63 mit der Bezeichnung „Forum Minden“ (s. Abb. 13) 
soll für ca. 80 Mio. Euro realisiert werden und für 10 Jahre im Konzern 
verbleiben. Geplant ist eine multifunktionale Stadtgalerie, deren Beson-
derheit ein Glasdach zum Öffnen ist. Als sogenannte Ankermieter sind ein 

                                      
61 Stand: August 2006 
62 s. www.multi-development.com , Stand August: 2006 
63 Quelle: Beschlussvorlage 78/2006 der Stadt Minden, 18.05.2006 
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Elektronikfachmarkt und ein Lebensmittelmarkt vorgesehen, die 8.000 m² 
von den angenommenen 17.000 m² belegen. Das Warenangebot des be-
stehenden Kaufhauses am Scharn soll bei den Überlegungen 
berücksichtigt werden und die Attraktivität des Scharns durch eine teil-
weise Überdachung gesteigert werden. Neben der Anbindung zum Scharn 
 

 
Abbildung 13: Entwurfszeichnung ‚Forum Minden’, MD 

 
sind gleichwertige Eingänge am Kleinen und Großen Domhof geplant. Eine 
direkte Verbindung zur Bäckerstraße ist nicht vorgesehen. Die Nutzer der 
dortigen Immobilien sollen einen freien Zugang über die Rückseite erhal-
ten und die Innenhöfe sollen durch Umgestaltung wiederbelebt werden, 
um die Wohnnutzung zu fördern. Weitere Grundstücke können in die Pla-
nungen einbezogen werden. Eine Mitgliedschaft im Stadtmarketing ist 
firmenüblich und Aktionen werden finanziell unterstützt. Das Einkaufs-
zentrum soll täglich von 8.00 – 22.00 Uhr zugänglich sein. 
 
Aus städtebaulicher Sicht behält das historische Rathaus am Markt seine 
Funktion. Die Gebäude am Großen Domhof werden mindestens die Fassa-
de behalten. Bei der übrigen Fassadengestaltung soll die Stadt mitwirken. 
Ein Rahmenkonzept für den öffentlichen Raum will MD mittragen, um die 
Aufenthaltsqualität in der Stadt zu erhöhen. 
 
Die Zufahrt zum Forum soll über die Vinckestraße erfolgen, der abfließen-
de Verkehr soll über die bestehende Ausfahrt der Rathaustiefgarage 
geleitet werden. Es wird mit einem PKW-Aufkommen von ca. 4.900 täg-
lich und bis zu 6.250 am Wochenende gerechnet. Auch der Lieferverkehr 
soll so abgewickelt werden. 
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Die Landesentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen (LEG) tritt als 
Kooperationspartner von MD auf. Sie sind in Minden bereits bei Industrie- 
und Gewerbeflächen tätig geworden und sie wollen die Wohnbebauung 
planen. Zusätzlich haben sie ihre Bereitschaft signalisiert, bei der Planung 
des Rathausneubaus zu helfen64. 
 
 
4.2 Bürgerbeteiligung 

4.2.1 Bisher durchgeführte Bürgerbeteiligung 

Als rechtlich vorgeschriebene Beteiligung ist bis zum aktuellen Zeitpunkt 
die ‚Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen’ (§ 137 BauGB) vorgese-
hen. Dem wurde mit der Informationsveranstaltung der Stadt Minden für 
Eigentümer, Mieter und Pächter des Sanierungsgebiets vom 01.06.2006 
nachgekommen. Bei dieser Veranstaltung wurde Gesprächsbereitschaft 
signalisiert. Anschließend fanden auch Beratungen statt, die auch vom 
Vertreter von MD angeboten wurden. 
 
Die GO NRW legt im § 23 die ‚Unterrichtung der Einwohner’ (s. Kap. 
2.2.1) fest. Das wurde im Rahmen der öffentlichen Einwohnerversamm-
lung vom 10.05.2006 gewährleistet, an der rund 200 interessierte Bürger 
teilnahmen und die Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung nutzten. 
 
 
4.2.2 Anmerkungen zum bisherigen Projektverlauf 

Die Meinung der Bürger spielte in der bisherigen Planung keine große Rol-
le. Wie in dem Kapitel ‚Weitergehende Formen der Bürgerbeteiligung’ 
dargelegt wurde, ist es aber wünschenswert, die Menschen einzubezie-
hen. Bisher wurde nur das Notwendigste getan. 
 
Die bei den rechtlich vorgeschriebenen Veranstaltungen zur Bürgerbeteili-
gung versprochene Transparenz ist nicht erkennbar. Die Bürger beziehen 
ihr Informationen hauptsächlich aus der Lokalpresse. Zu der Einwohner-
versammlung erschienen 200 Teilnehmer, was das Interesse an dem 
Thema verdeutlicht. Dabei ist anzumerken, dass die öffentliche Ankündi-
gung (s. Abb. 11) unauffällig platziert war. Fehlende Informationen führen 
zur Verunsicherung und die Diskussion kann gar nicht erst sachlich ge-
führt werden.  
 
Die Informationen könnten durch eine angemessene Internetpräsentation 
weitergegeben werden. Im Augenblick kann man an unauffälliger Stelle 
auf der Homepage der Stadt ein paar PDF-Dateien mit den Protokollen, 
Beschlüssen und einer Präsentation finden. Sucht man weiter, findet man 
im Ratsinformationssystem weitere Dokumente und Termine zu öffentli-
chen Sitzungen. Im Vergleich zu anderen Städten (Detmold, Osnabrück 
usw.) hat die Stadt Minden die Möglichkeit, sich angemessen zu präsen-
tieren nur minimal ausgeschöpft. Es besteht auch die Möglichkeit, über 

                                      
64 s. Mindener Tageblatt vom 07.08.2006 
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Pressemitteilungen  die Situation zu beschreiben, anstatt sich auf die 
freiwillige Berichterstattung zu verlassen. Die Bürgerhalle bietet sich als 
Raum für Ausstellungen zu dem Thema an. Anhand von Charts, Plänen 
oder Modellen könnten vielen Bürgern die Gelegenheit geboten werden, 
sich zu informieren. 
 
Das bestehende Interesse wird an der Reaktion in den Leserbriefen deut-
lich. In einem heißt es:„ Es ist für mich keine Frage, ob dieses Thema 
öffentlich zu diskutieren ist. Das ist für mich eine Selbstverständlich-
keit.“65 Die Kommentare lassen Zustimmung zu Veränderungen erkennen, 
stellen aber auch die Lösungsvorschläge in Frage. Vor allem ist der Abriss 
des Rathauses strittig. In dem Zusammenhang werden auch Zweifel ge-
äußert, ob der Rathausumzug wirklich kostenneutral durchzuführen ist66. 
Die Frage des neuen Standorts soll auch geklärt werden. 
 
Das Protokoll der Einwohnerversammlung vom 10.05.2006 ist noch ein-
deutiger, wenn es darum geht, den Willen an einer Beteiligung zu 
belegen. Die erste Aussage lautet: „Die Bürger wurden zu spät beteiligt. 
Für das weitere Verfahren wird eine bessere Einbindung der Bürgerschaft 
im weiteren Planungsprozess gefordert.“67 
 
Von den Anwesenden wurde zu folgenden Punkten Kritik geübt: 
 

• die nicht öffentliche Vorstellung der Projekte 

• der Zeitdruck, mit dem die Planung vorange- 
 trieben wird 

• das vorgestellte Modell der Finanzierung des 
 Rathausneubaus ist unredlich 

• die Auswahl der Projektentwickler ist nicht 
nachvollziehbar 

 
 
Außerdem wurden folgende Sorgen und Ängste formuliert: 
 

• die Lösungen passen architektonisch nicht 
 zum Standort 

• das Center wird zu mehr Leerständen führen 

• Bäckerstraße und Obermarktstraße werden 
 abgewertet 

• es kommt nur zu Umverteilungen des  Umsatzes 

• der Kundenverkehr belastet die Luftqualität 
 

                                      
65 s. Mindener Tageblatt vom 04.08.2006 
66 s. Mindener Tageblatt vom 28.07.2006 
67 Quelle: Ergebnisprotokoll zur öffentlichen Einwohnerversammlung, Stadt Minden 
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In der Diskussion wurden auch Forderungen gestellt: 
 

• eine Internetpräsentation, um den Planungs- 
 fortschritt zu dokumentieren 

• der neue Rathausstandort muss bürgernah sein 

• die Höhe des Verkaufspreises des Rathauses 
 soll bekannt gemacht werden 

• es müssen Alternativen aufgezeigt werden 

• die Auswirkungen sollen von einem unabhängigen 
 Gutachter bewertet werden 

• vorhandene Einzelhandelsflächen sind zu  
 reaktivieren 

• der Denkmalschutz ist zu berücksichtigen 

• die Blickachse Rathaus – Dom ist wieder  
freizulegen 

• die Stadt braucht ein Einkaufszentrum mit  
 Identität, das sich von anderen abhebt 

• die zu lange Fußgängerzone braucht einen 
 „geordneten Rückzug“ 

 
 
Andere gaben eine Stellungnahme ab: 
 

• der Stadt fehlt die finanzielle Ausstattung 

• zusätzliche Verkaufsflächen sind 
 nicht erforderlich 

• das geplante Wohnen stärkt die Innen- 
stadt 

 
Die Reaktionen bei der Informationsveranstaltung am 01.06.2006 waren 
ähnlich, es kamen noch Bedenken der Händler über die eigene wirtschaft-
lich Zukunft hinzu. Es wurde eine Verunsicherung über den ungewissen 
Verlauf und möglichen Folgen deutlich. Beispielsweise war unklar, was 
aus langfristigen Mietverträgen wird und ob sich eine Neuvermietung noch 
lohnt. Schließlich fragten sich einige, ob sie vom Abriss der Bebauung be-
troffen sind und wie sie einen Ersatz für ihre Geschäfte erhalten. 
 
Ein anderer Aspekt ist die fachliche Opposition, die sich artikuliert. Auf    
Initiative der Bündnisgrünen richtet sich ein Aufruf von einigen Architek-
ten der Mindener Abteilung der FH Bielefeld gegen die Planung68. Es 
wurde die Einrichtung eines Gestaltungsbeirats gefordert. Außerdem 
schlug ein Mindener Architekt eine Alternative für ein Einkaufszentrum 

                                      
68 Quelle: Amtage, „Gegen einen privaten Störblock“, MT , 09.06.2006, S. 5 
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ohne Abriss des Rathauses vor. Es wurde kritisiert, dass nicht schon vor 
der Auswahl des Projektentwicklers eine unabhängige Meinung eingeholt 
wurde. Als weiteres Problem wurde die Öffnungszeit angeführt. Nach 
20.00 Uhr sei das Einkaufszentrum geschlossen und der gesamte Raum 
ist dann für die Öffentlichkeit nicht mehr zugänglich, es entstehe ein pri-
vater Störblock. 
 
Die vorgeschlagene Alternative wurde vom Bau-Fachbereich der Stadt ge-
prüft und als nicht durchführbar bewertet69. Als Begründung wurde die 
konzeptionelle Notwendigkeit des Rathausabrisses angegeben, denn für 
einen wirtschaftlichen Betrieb seien mindestens 17.000 m² Verkaufsfläche 
notwendig, der Alternativvorschlag habe 2.000 m² weniger. Hinzu 
kommt, dass die Integration in die Bausubstanz zu Schwächen bei der in-
neren Erschließung, der Geschossigkeit und der Positionierung der 
Verkaufsflächen führen. Die Bündnisgrünen halten die Erklärung für nicht 
überzeugend. Sie wollen im Bauausschuss die Pläne vorstellen lassen. 
 
In einem anderen Zeitungsartikel70 bezieht die SPD Stellung zu dem The-
ma. Sie befürwortet eine Belebung der Innenstadt, wenn die 
Rahmenbedingungen stimmen. Eine wichtige Aussage macht darin der 
Stadtverbandsvorsitzende: „Anwohner, Bürger und Verbände müssen in 
den Planungsprozess einbezogen werden.“ Die Chancen zur Verwirkli-
chung dieser Forderung wurden nicht genutzt. 
 
Es besteht kein Zweifel daran, dass das Rathausquartier als Sanierungs-
gebiet einzustufen ist. Auf dieser für alle klaren Grundlage wäre es 
wünschenswert gewesen, eine Bürgerbeteiligung durchzuführen. Das In-
teresse daran ist vorhanden. Die Methoden sind dann am 
wirkungsvollsten, wenn sie ergebnisoffen eingesetzt werden können.  
 
Eine Großgruppenmethode (s. Kap. 3.2) hätte es erlaubt, viele Betroffene 
und Interessierte einzubinden. Nachdem die Planung begonnen wurde, 
hätten schon der Einsatz der Internetbeteiligung zur Meinungsäußerung 
und ein größeres Informationsangebot einen Beitrag zu einer qualitativen 
Diskussion geleistet. Missverständnisse wären leichter ausgeräumt und 
die Argumentation wäre sachlicher. Es ist im Nachhinein schwer zu bele-
gen, welche echte Ergebnisse hätten erzielt werden können. Sicher hätten 
sich viele Anregungen aufspüren lassen. Die Methoden wie sie in Kassel 
(vgl. Kap. 3.3.2) angewendet wurden, hätten sich auf die Mindener Ver-
hältnisse übertragen lassen. 
 
Werden die Bürger an Planungen wie den Bau eines Einkaufszentrums 
nicht beteiligt, kann sich die Stimmung gegen die politischen Entschei-
dungen richten. Das zeigt sich am Beispiel Detmolds, wo ebenfalls ein 
Einkaufszentrum geplant wird71. Die Begründung dafür, ist wie in Minden, 
der Rückgang der Zentralität; es wurde ein Wert von 108 ermittelt. Das 

                                      
69 Quelle: Amtage, „Muss Rathaus abgerissen werden?“, MT, 27.07.2006, S. 4 
70 s. Mindener Tageblatt vom 22.04.2006 
71 s. www.detmold.de/lustgarten.0.html, Stand: August 2006 
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ergab ein Einzelhandelsgutachten72, für das auch eine telefonische 
Bürgerbefragung durchgeführt wurde, die ergab, dass eine knappe Mehr-
heit die neugeschaffenen Einkaufsmöglichkeiten nutzen würde. 
 
Nachdem ein Projektentwickler das Angebot zur Kooperation mit der Stadt 
erhielt, sollte ein städtebaulicher Vertrag (vgl. Kap. 2.1.3) geschlossen 
werden, was der Rat im Oktober 2005 beschlossen hat. Gegner des Pro-
jekts73 sammelten daraufhin Unterschriften für ein Bürgerbegehren (vgl. 
Kap. 2.2.4) gegen den Bau des Einkaufszentrums. Da es aber während 
der Verhandlungen wegen Unstimmigkeiten bezüglich der Rollenverteilung 
seitens der Investoren kam, brach man im Januar 2006 die Verhandlun-
gen ab. Es kam dann nicht zum Bürgerentscheid, weil der Rat dem 
Bürgerbegehren beigetreten war. 
 
Im gleichen Monat wurde ein neuer Projektentwickler mit den Planungen 
beauftragt. Es wurde wiederum vereinbart, einen städtebaulichen Vertrag 
abzuschließen. Es wurden auch wieder Unterschriften für ein Bürgerbe-
gehren gesammelt. Die Stadt organisierte eine Ausstellung, um das 
Projekt der Öffentlichkeit vorzustellen. Zusätzlich ist bei einer Informati-
onsveranstaltung von einem Vertreter des Investors ein Vortrag über die 
Planungen gehalten worden. Mit diesen Maßnahmen sollten die Bürger 
von dem Projekt überzeugt werden. 
 
Bei dem Bürgerentscheid, der am 11.06.2006 durchgeführt wurde, 
stimmte eine Mehrheit für den Abbruch der Verhandlungen zu einem 
städtebaulichen Vertrag. Die Wahlbeteiligung blieb aber insgesamt unter 
dem erforderlichen Wert von 20 %. Deshalb ist das Bürgerbegehren ge-
scheitert. Im Ergebnis kann die Stadt nach ihren Vorstellungen fortfahren. 
Von einem Konsens mit den Bürgern ist sie aber noch entfernt. Das kann 
zu einer Polarisierung der Befürworter und Gegner führen, die sich über-
gangen fühlen und andere Möglichkeiten suchen, ihren Standpunkt zu 
vertreten. 
 
Es wäre für Detmold wie auch für Minden empfehlenswert, nach Wegen 
zur Konfliktvermeidung zu suchen. Das kann über die Beteiligung der 
Bürger geschehen und kann zu einer größeren Akzeptanz beitragen. 
 
 
4.2.3 Vorschläge für den weiteren Projektverlauf 

Die straffe Terminplanung mit der Vorbereitung auf den städtebaulichen 
Vertrag lässt wenig Raum für eine Bürgerbeteiligung. Zur Anwendung 
wird voraussichtlich nur die ‚Beteiligung der Öffentlichkeit’ (§ 3 BauGB) 
kommen, wenn der Bebauungsplan für das Sanierungsgebiet aufgestellt 
wird. Da sich eine Abkehr von den Planungen nicht andeutet, das Ziel also 
festgelegt ist, bietet es sich an, einen Runden Tisch einzuberufen. Bis zum 
möglichen Abschluss des städtebaulichen Vertrages werden noch rund 13 

                                      
72 s. www.detmold.de/2988.0.html#7099, Stand: August 2006 
73 s.www.lustgarten-nein-danke.de, Stand: August 2006 
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Monate vergehen. Der Teilnehmerkreis könnte zu einem Teil aus den ver-
schiedenen Interessengemeinschaften gewonnen werden, der andere aus 
der Bürgerschaft, bei deren Auswahl aber auf Ausgewogenheit geachtet 
werden soll. Auch durch die Bestellung von Ombudsleuten, wie es in Kas-
sel (s. Kap. 3.3.2) gemacht wurde, könnten noch zusätzlich Interessierte 
eingebunden werden. Beratende Experten können die erforderlichen In-
formationen von der Stadt und dem Investor erhalten, die sich mehrfach 
für mehr Transparenz ausgesprochen haben und bei Fragen zu den Sanie-
rungsmaßnahmen Auskunft erteilen. 
 
Den Teilnehmern muss bewusst sein, dass es darum geht Konsens zu er-
zielen. Einzelne Standpunkte können nur ein Teil eines Abwägungsprozes-
ses sein. Daher sollen auch klare Ziele für die Arbeit festgelegt werden. 
Die können für das Verhalten in der Gruppe gelten, wie beispielsweise: 
 

• Transparenz wahren 

• die Standpunkte der anderen respektieren 

• Gemeinsamkeiten herausfinden 
 
Nach jeder Sitzung müsste dann ein Zwischenbericht erstellt werden, der 
die Ergebnisse beinhaltet. Diese Berichte könnten als Anregungen in die 
laufenden Verhandlungen zwischen der Stadt und MD eingebracht wer-
den. Dafür sollte ein Teilnehmer des Runden Tisches als Sprecher gewählt 
werden. Denn mit dem Fortschreiten der Planung wird der Raum für Vor-
schläge und Empfehlungen immer enger. So könnte ein ständiger 
Austausch der Standpunkte zusätzlich inspirierend wirken. 
 
Am Ende würden die Zwischenberichte zu einer Dokumentation zusam-
mengefügt werden. In der Gegenüberstellung zu dem städtebaulichen 
Vertrag, hätte man einen Einblick, ob sich ein Einfluss am Ergebnis der 
Verhandlungen erkennen lässt. 
 
Eine Alternative wäre der Einsatz von Bürgerforen (vgl. Kap. 3.2.4). Sie 
lassen sich relativ schnell organisieren und die Größe der Arbeitsgruppen 
kann flexibel gestaltet werden. Eine Voraussetzung für die Durchführung 
wäre eine grundsätzliche Akzeptanz der Planungsziele. 
 
Die inhaltliche Ausrichtung bezöge sich auf die ersten Entwürfe zum Pro-
jekt und könnte u. a. folgende Themenkreise umfassen: 
 

• Flächen für den Handel 

• Flächen zum Wohnen 

• Verkehrsführung 

• Fassadengestaltung 
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• Umweltbelange 

• Platzgestaltung 
 
Die Ergebnisse würden in Berichtsform in die laufenden Kooperationsver-
handlungen eingebracht und diskutiert.  
 
Eine andere Situation ergäbe sich, wenn die Verhandlungen abgebrochen 
würden. Dann hätte man wieder ein Gebiet mit Handlungsbedarf aber oh-
ne Planungsziel vor sich. Ein Bürgerbeteiligung in dieser Situation  könnte 
davon profitieren, dass auf Vorbereitungen zurückgegriffen werden kann. 
Dann stünden alle Formen der Bürgerbeteiligung zur Auswahl. 
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5 Resümee 

Die Arbeit sollte die verschiedenen Aspekte der Bürgerbeteiligung vor 
dem Hintergrund des geplanten Einkaufszentrums in Minden darstellen 
und die Chancen und Risiken für alle Beteiligten verdeutlichen.  
 
Um den Prozessablauf rechtlich einordnen zu können, behandelte der ers-
te Teil der Arbeit die gesetzlichen Grundlagen, die im Zusammenhang mit 
der Planung des Einkaufszentrums relevant sind. Es stellte sich heraus, 
dass die Bürgerbeteiligung zwar vorgesehen ist, aber das Potential weiter-
führender Methoden weitaus größer ist. Die Vorschriften zur frühzeitigen 
Beteiligung und Informationsveranstaltungen bieten der Politik einen gu-
ten Handlungsrahmen, um über die Mindestanforderungen hinaus aktiv zu 
werden. 
 
Der zweite Teil der Arbeit sollte eine Auswahl verschiedener Methoden 
und Instrumente der Bürgerbeteiligung vorstellen. Die Zielsetzung bei de-
ren Anwendung und die Auswirkungen und Erfahrungen galt es 
hervorzuheben. Um die Umsetzung zu veranschaulichen, wurden einige 
Praxisbeispiele aufgeführt. Es zeigte sich dabei, dass eine konsequente 
frühzeitige Durchführung unter Beachtung der jeweiligen Besonderheiten 
der Beteiligungsform zu guten Ergebnissen führt. Dabei ist ein wichtiger 
Faktor, dass Entscheidungen im Konsens getroffen werden können. Eine 
regelmäßige Bürgerbeteiligung kann die Qualität der Planungen steigern 
und die Beziehungen der unterschiedlichen Interessengruppen in einer 
Stadt verbessern, indem sie gleichberechtigt handeln. 
 
Am Praxisbeispiel ‚Einkaufszentrum Minden’ im dritten Teil der Arbeit soll-
te am konkreten Projektablauf die Anwendbarkeit der Erkenntnisse aus 
den vorangegangenen Teilen untersucht werden. Die Auswahl möglicher 
Methoden und Instrumente orientierte sich an den durch den Planungs-
stand gegebenen Rahmenbedingungen. Es besteht jederzeit die 
Gelegenheit, die Bürger zu beteiligen und zu motivieren. 
 
Die Innenstädte sind nicht nur als das Handels- und Versorgungszentrum 
für die Bürger anzusehen, sondern auch als identitätsstiftender Raum für 
gesellschaftliche Begegnungen. Andernfalls würde dem Erscheinungsbild 
und der Belebtheit der Straßen und Plätze nicht so viel Aufmerksamkeit 
zuteil. Die Motivation, Veränderungen herbeizuführen, die auf einer parti-
zipatorischen Planung beruhen, ist hoch. Die Aussicht darauf, einen Teil 
zu einem wichtigen Prozess beizutragen, verstärkt das Bewusstsein für 
verantwortungsvolles Handeln. 
 
Die Umsetzbarkeit der Bürgerbeteiligung ist von verschiedenen Faktoren 
abhängig. Die Relevanz für die Allgemeinheit sollte sich an der Teilneh-
merzahl ablesen lassen. In einzelnen Stadtquartieren kann sie eine 
dauerhafte Einrichtung für deren Bewohner sein und eine Erweiterung 
demokratischer Strukturen bedeuten. Im großen Umfang durchgeführt, 
kann sie Inspirationen und Lösungsansätze für Problemsituationen bieten. 
Für eine erfolgreiche Durchführung ist Kompetenz in der Vorbereitung und 
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die Finanzierbarkeit notwendig. In dem Zusammenhang kann die Investi-
tion in ein Bürgerbeteiligungsverfahren vorteilhafter sein als in ein 
Einzelhandelsgutachten. 
 
Die Partizipation bei städtebaulichen Projekten wird mittlerweile in zahl-
reichen Städten erfolgreich genutzt. Die Aussichten, dass sie eine positive 
Wirkung hat, sind gut. Die Stadt Minden und natürlich auch jede andere 
Stadt, die der Bürgerbeteiligung skeptisch gegenüber steht, sollte diese 
Entwicklung aufnehmen. Es gibt keine Erfolgsgarantie. Aber die Chancen, 
Vertrauen und Anerkennung für politische Entscheidungen zu schaffen, 
sind groß. Die Anerkennung persönlicher Fähigkeiten, die bei der Bürger-
beteiligung genutzt werden, führt zu gegenseitigen Respekt und erhöht 
die Identifikation und Wertschätzung mit der Stadt als Lebensraum. 
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Entwurf: Rodenberg 
Vorschlag für ein Einkaufszentrum ohne Abriss des Rathauses 
Quelle: Mindener Tageblatt: „Gegen einen privaten Störblock“, 09.06.2006, S. 5 
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